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schaftliche  Sphäre.  Immer mehr  setzen  sich  Lehre, Praxis und Rechtsprechung mit 
unzähligen Fragen sowohl im Rahmen des Internet‐ und Computerrechts als auch in 
Bezug auf die rechtlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen der Digitali‐
sierung auseinander. Betroffen  ist damit auch das Steuerrecht.  In einer Welt,  in der 
Begriffe wie  ICT, also «Information and Communication Technology», geläufig sind, 
und  Erscheinungsbilder  wie  «Personal  Computing  Devices»,  «Telecommunications 
Networks»,  «Software»,  «Virtual  Currencies»  oder  die  sog.  «Sharing  Economy»  im 
Geschäftsleben  üblich  sind,  darf  aus  Sicht  des  Steuerrechts  nicht  ignoriert werden, 
dass die globalisierte Welt zu einer Aufweichung der Landesgrenzen geführt hat.  In 
der Tat sind die digitalen Vorgänge so dynamisch, dass die traditionellen steuerrecht‐
lichen  Anknüpfungspunkte,  wie  die  physische  Präsenz  eines  Unternehmens,  nicht 
mehr zeitgemäss erscheinen. Eine eingehende Analyse dieses Szenarios zeigt  jedoch, 
dass die Daten und deren Nutzung einen mutmasslich ausreichenden Anknüpfungs‐






Geschäfte  kaum möglich. Die OECD hat diese Problematik wie  folgt  zusammenge‐
fasst:1 
«[…] data […] may be collected  from customers or devices  in one country using 
technology  developed  in  a  second  country.  It may  be  processed  in  the  second 
country and used to  improve product offerings or target advertisements to cus‐
tomers in the first country. Determining whether profit is attributable to each of 
these  functions  and  the  appropriate  allocation  of  that  profit  between  the  first 





ten  führt  zu  grundlegenden  Fragestellungen, wie  derjenigen,  ob  die  gegenwärtigen 




ob die  Fernfassung der Daten  einen neuen Anknüpfungspunkt  für die Besteuerung 
der aus der digitalen Wirtschaft erwirtschafteten Einkünfte bilden kann. Eine positive 
Antwort auf diese Fragestellung wirft dann die Frage zu den sich daraus ergebenden 
steuerrechtlichen  Folgen  hinsichtlich  der  Gewinnzurechnungsgrundsätze  auf. 
Schliesslich stellt sich die Frage, ob die Daten aus steuerrechtlicher Sicht sachgerecht 
eingestuft und qualifiziert werden können.2 














lokalen  Tochtergesellschaft  zugeordnet  sind  und  einer  ausländischen  Gesellschaft 





und  inwieweit sie an der Wertschöpfung beteiligt  ist. Dieser  letzte Punkt wurde be‐
reits von VOGEL betont und kann wie folgt zusammengefasst werden:5 
«Where exactly is value added, and how much, when an enterprise in state A sells 




Besteuerungsmodell  zu  entwickeln,  das  sich  mit  den  Eigenschaften  der  digitalen 
Wirtschaft decken kann.  
Der erste Teil der Dissertation soll einen Überblick über die Grundlagen der digitalen 


























1990er  Jahren  erfahren.9  Einer  der  Gründe  dafür  besteht  in  dem  unaufhaltsamen 
Wachstum der  IKT.10 Diese  rasante  technologische Entwicklung hat zur weltweiten 
Vernetzung der bisher auf der ganzen Welt verteilten  Informationen einerseits und 
des  globalen  Wissens  anderseits  geführt.11  Ausserdem  geben  die  von  der  IKT  zur 























zu  einer  unverzichtbaren  Infrastruktur  der  Informationsgesellschaft  geworden  ist. 
Zum einen haben die Unternehmen neue Arten der Leistungserstellung und der ge‐
genseitigen Arbeit mit Kunden  und Geschäftsbeteiligten  entwickelt,  die  im Vorfeld 
nicht oder nur eingeschränkt ausführbar waren.14 Zum anderen werden den Verbrau‐
chern  ständig  neuartige  Produkte  und Dienstleistungen  angeboten,  die  vorwiegend 






hat  sich  in der gesamten Wirtschaft derart durchgesetzt, dass  sie auf  sämtliche Ge‐
schäftsmodelle  einwirkt.18 Die  digitale Wirtschaft  beherrscht  nicht  nur  jene Unter‐
nehmen, die vollständig entmaterialisierte, digitale Geschäftstätigkeiten ausüben. Sie 
























lichen Beziehungen  in der digitalen Welt unabdingbar  sind. Voraussetzung  für das 




Organismus  der  digitalen  Wirtschaft  und  Gesellschaft  bezeichnet  werden.  Kabel, 
Kanäle,  Router  etc.  gewährleisten  den  weltweiten  Informationsfluss.  Verknüpft  ist 
dieses «Nervensystem» über Server, die weltweit in Datenvermittlungszentren organi‐
siert und miteinander  verbunden  sind. Diese  zwei Ebenen werden dann durch Ser‐










und	 ist	 die	Abkürzung	 von	 «Internetwork».	Die	Geschichte	des	 Internets	 beginnt	 jedoch	be‐
reits	 in	 den	 1960er	 Jahren	 in	 den	 USA,	 als	 ein	 neues	 Kommunikationsprotokoll	 entwickelt	
wurde.	Dabei	handelte	es	sich	um	das	sog.	ARPANET,	das	dazu	gedacht	war,	einen	einwand‐
freien	Informationsaustausch	zwischen	den	Computern	des	US‐Verteidigungsministeriums	in	
Kriegszeiten	 zu	 gewährleisten.	 Das	 ARPANET	 ist	 der	 Vorläufer	 des	 gegenwärtigen	 Internet‐
konzepts,	das	heutzutage	als	eine	Vernetzung	von	Computernetzwerken	verstanden	wird,	die	
das	gleiche	Protokoll	verwenden,	um	Informationspakete	auszutauschen	(CHATFIELD,	5).	Zur	Ge‐




Werkzeug  der  digitalen  Wirtschaft  dar.23  Die  Internetarchitektur  besteht  aus  der 
Verbindung einer Vielzahl von Netzen, aus einem Paketvermittlungssystem24 und aus 












an	einen	bestimmten	Weg	gebunden	 sind,	 sondern	nur	 an	denjenigen,	der	 zur	Zeit	 der	 Sen‐
dung	zur	Verfügung	steht.	Eine	verlässliche	Übertragung	der	Daten	 ist	 jedoch	gewährleistet:	
Wenn	 eine	 Route	 ausfällt,	 dann	 liegt	 immer	 eine	 alternative	 Wegwahl	 vor	 (FEDERRATH/
PFITZMANN,	 in:	 Moritz/Dreier,	 E‐Commerce,	 Teil	 A	 Rz.	4	 und	 7	ff.).	Ausführlicher	 zum	 Paket‐
vermittlungssystem	u.a.	BADACH/HOFFMANN,	1	ff.	
25		 TCP/IP	 ist	die	Abkürzung	für	«Transmission	Control	Protocol/Internet	Protocol».	Diese	Proto‐

























Adresse,35  ähnlich  einer  Telefonnummer.  Sie  ermöglicht  die  Kommunikation  bzw. 
Verknüpfung  zwischen  sämtlichen  mit  dem  Netzwerk  verbundenen  Computern.36 
Vereinfacht  dargestellt,  kann  das World Wide Web  als  eine  riesige  Sammlung  von 
Daten betrachtet werden, die überall über das Internet abrufbar sind.37 
2.4.	 …	bis	zu	den	neuen	Entwicklungstrends		
Aus  dem  rasanten  Technologiefortschritt  und  der  daraus  resultierenden  IKT‐
Entwicklung folgt das Aufkommen einer Vielzahl neuer, internetbezogener Technolo‐
gien und Geschäftsmodelle, die sowohl die herkömmliche als auch die digitale Wirt‐






portiert.	Wenn	ein	Nutzer	 eine	Webseite	 anfordert,	 dann	wird	diese	Anfrage	dem	durch	die	
URL	angegebenen	Webserver	gesendet.	Der	Webserver	empfängt	diese	und	sendet	eine	Ant‐
wort,	die	den	angeforderten	Webinhalt	enthält,	an	den	Nutzer	zurück.	Das	Übertragungspro‐

















stellen  die  Bitcoins41  dar.42  Dabei  handelt  es  sich  um  eine  digitale,  dezentral  und 
(teilweise)  anonym  gehandelte Kryptowährung.43 Die Akteure  kommunizieren über 
ein  digitales  Peer‐to‐Peer‐Netzwerk.44, 45  Bitcoins  können  durch  Kauf  und  Verkauf 














43		 Unter	 Kryptowährungen	 versteht	 man	 virtuelle	 Währungen.	 Diese	 dezentral	 organisierten	
Währungen	werden	durch	Verschlüsselungstechnologie	gesichert	(MEISSER,	in:	Weber/Thouvenin,	
Zahlungssysteme,	74).		






























of	 the	 total	devices	and	 things	 that	 could	ultimately	be	 connected.	Within	 the	area	of	OECD,	
















gehend mit  besserem  Schutz –  von  personenbezogenen Daten.57 Während  sich  die 
fortgeschrittene  Robotertechnik  und  der  3D‐Druck  durch  eine  kundenfokussierte 
Produktion,  geringe  Kosten  und  Fortentwicklung  der  Wertschöpfungskette  kenn‐



















oder	 des	 Bundesamts).	 Auch	 die	 Schweiz	 beschäftigt	 sich	 mit	 diesem	 neuen	 Entwicklungs‐
trend:	Am	16.	April	2014	wurde	die	OGD‐Strategie‐Schweiz	2014–2018	vom	Bundesrat	verab‐









































nehmen  die  Möglichkeit  gegeben,  weltweit  geschäftliche  Tätigkeiten  mit  geringen 

















tieren	 sie	 viele	Ressourcen	 in	Forschung	und	Entwicklung	dieser	 Software	 (OECD,	 Final	Re‐
port	–	Action	1,	65).		
73		 Auch	 sog.	 Netzwerkexternalitäten.	 Ausführlicher	 zu	 den	 Typen	 und	 den	 Eigenschaften	 der	
Netzwerkeffekte	vgl.	u.a.	REINER/DIRK,	125	ff.		
74		 Zu	beachten	 ist	allerdings	die	Tatsache,	dass	Netzwerkeffekte	auch	negativ	sein	können.	Ein	
Beispiel	 dafür	 ist	 die	 Überlastung	 des	Netzes,	 d.h.,	 wenn	 eine	 ständig	 steigende	 Anzahl	 von	
Nutzern	 zur	 selben	 Zeit	 ein	 Kommunikationsnetz	 verwendet.	 Eine	 solche	 Überlastung	 kann	
zur	Verringerung	des	Wertes	des	betroffenen	Netzes	führen,	ohne	dass	die	Nutzer	dafür	eine	

















zer Zeit  eine  beherrschende Marktposition  erreichen. Das  geschieht, wenn  einem 
Unternehmen eine Plattform und/oder ein Markt zur Verfügung stehen, die/der von 
den  Nutzern  bevorzugt  werden.  Das  Bevorzugen  einer  bestimmten  Plattform 
und/oder eines bestimmten Marktes bewirkt die Steigerung des Wertes des Netz‐
werkes  für die Nutzer und  als  Folge dessen die Erreichung  einer  beherrschenden 




























Externalitäten  direkt  auf  die  Entscheidungen  anderer Nutzergruppen  ein.84 Die  ge‐
genseitige  Abhängigkeit  aller  Beteiligten  stellt  mithin  den  Dreh‐  und  Angelpunkt 
jedes  (Miss‐)Erfolgs  des  betroffenen  Unternehmens  dar.85  Suchmaschinen,  soziale 









82		 Ein	mehrseitiges	Geschäftsmodell	mit	 positiven	Externalitäten	bildet	 z.B.	 das	 Zahlkartensys‐
tem.	Das	Zahlkartensystem	gewinnt	 für	die	Händler	an	Wert,	 je	mehr	Kunden	die	Karte	ver‐




















Datenauswertung  spezialisierten  Online‐Dienstleistungsanbietern  verarbeitet  und 
analysiert, um Kunden gezielt anzusprechen. Von Belang  ist auch die Tatsache, dass 
daraus  auch die Unternehmen Vorteile  ziehen,  indem  sie  ständig  innovativere Pro‐
dukte und Dienstleistungen  entwickeln und  folglich den Kunden  anbieten  können, 
um  ihre Wettbewerbsfähigkeit  zu  steigern.93 Die Datenanalyse  und  ‐nutzung  stellt 
somit nicht nur eine wesentliche Vorleistung im Wertschöpfungsprozess dar, sondern 








rungs‐	 und	 Verarbeitungsgeschwindigkeit	 kennzeichnen	 lässt.	 Demzufolge	 kann	 sie	mit	 den	














«Daten  sind  der  wichtigste  Rohstoff  der  digitalen  Wirtschaft.  Dass  Alphabet, 
Amazon oder Facebook deren Sammeln, Verwalten und Auswerten beherrschen, 
macht sie zu den weltweit wertvollsten Firmen.»95 






die  darauf  ausgerichtet  sind,  die  Internetpräsenz  der  Unternehmen  auszuwerten. 
Diese  Werkzeuge  erheben  alle  notwendigen  Informationen  über  die  Online‐
Aktivitäten einer bestimmten Website, wie z.B. die Zahl der Nutzer, die diese  Inter‐
netplattform besuchen oder die Produkte, die am meisten verkauft und/oder herun‐
tergeladen  werden.101  Die  Erhebung,  Auswertung  und  sorgfältige  Nutzung  dieser 
Daten  führt  zur Anpassung  und Optimierung  der Webseite  an  die Bedürfnisse  der 
Nutzer  und  folglich  auch  zum  Erfolg  des  betroffenen Unternehmens.102 Die Daten 
                                                                  
95		 HENKEL,	Der	Gewinner	der	digitalen	Revolution,	NZZ	vom	8.	Mai	2017.	
96	 BÜHLMANN/SCHNÜEPP,	 in:	 Passadelis/Rosenthal/Thür,	 Datenschutzrecht,	 §	19	 Rz.	19.2;	 HESS/
SCHREINER,	DuD	2012,	105;	KÖHNTOPP/KÖHNTOPP,	CR	2000,	248.	
97	 Um	Datenspuren	zu	hinterlassen,	 ist	es	nicht	erforderlich,	dass	ein	Nutzer	ein	elektronisches	
(Rechts‐)Geschäft	abschliesst.	Es	 reicht	bereits	aus,	dass	ein	Zugriff	 auf	einen	 Internetserver	
erfolgt	(WEBER,	433	m.a.H.).		
98	 BÜHLMANN/SCHNÜEPP,	 in:	 Passadelis/Rosenthal/Thür,	 Datenschutzrecht,	 §	19	 Rz.	19.2;	 HESS/
SCHREINER,	DuD	2012,	105;	WEBER,	433	m.a.H.	
99	 OECD,	Final	Report	–	Action	1,	40.		






bilden  mithin  einen  der  grundlegenden  Bestandteile  der  digitalen  Wirtschaft  und 




Obwohl  die Verwendung  des Wortes  «Data»  bzw.  «Daten»  geläufig  ist,  liegt  keine 
einheitliche Definition dieses Begriffes vor. Es wird mithin auf die vom internationa‐
len Technologiestandard  herausgegebene Norm  ISO/IEC  2382:2015  verwiesen. Nach 
dieser Vorschrift bilden die Daten «a reinterpretable representation of information in a 
formalized manner  suitable  for  communication,  interpretation  or  processing».104 Auf 





den  personenbezogenen Daten  handelt  es  sich  um  diejenigen Daten,  die  auf  einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person beruhen.107 Die digitale Welt zählt eine Viel‐
                                                                  
103	 Die	 europäische	 Expertengruppe	 zur	 Besteuerung	 der	 digitalen	 Wirtschaft	 bezeichnet	 die	


















hung  (wie  bspw.  Name,  Adresse  und  Bankverbindung  eines  Nutzers)  erfassen;  die 


































































um Werkzeuge,  die  darauf  ausgerichtet  sind, Daten  zu  erschliessen  und  aus  ihnen 
einen  Informationswert zu  schöpfen.125 Dadurch  lassen  sich ausführliche Profile er‐
stellen, die  als Grundlage  für die Prognose  von Trends und Verhaltensmustern der 
einzelnen Nutzer dienen.126 
Nach deren Verknüpfung werden die Daten ausgewertet. Die Datenauswertung führt 
zur  Schaffung  eines Nutzerprofils, das  alle  vom Nutzer hinterlassenen Datenspuren 
strukturiert.127 Des Weiteren dient  sie der Unternehmensstrategie, der Leistungser‐









125		 Die	 zwei	 berühmten	 Hilfsmittel	 stellen	 das	 sog.	 «Data	Mining»	 dar	 und	 die	 sog.	 «Data	Wa‐





ausführlicher	 139	ff.;	 WEBER,	 469).	 Unter	 dem	 Begriff	 «Data	Warehouse»	 versteht	man	 eine	
zentrale	Datenbank	 (auch	 «Datenlager»	 genannt),	 in	 der	 sämtliche	 für	 ein	Unternehmen	ge‐













Bestellungen  zeigen  die Bevorzugung  eines  eher  klassischen und  dezenten Ge‐







liche  in  einer  Webseite  beinhalteten  Werbebanner  des  betroffenen  Warenhauses 
individuell auf die Interessen der Kundin ausgerichtet werden.132 Im oben geschilder‐
ten Fall könnten somit die Werbebanner «ein preisgünstiges Porzellangedeck oder eine 
komplette  Kücheneinrichtung  in  der  betreffenden  Geschmacksrichtung»  und  in  den 
folgenden Jahren auch «eine Kinderwiege bzw. Strampelhöschen» sowie einen «Schul‐
































Bemessung  des  Datenwertes  sind  bis  zum  jetzigen  Zeitpunkt  verschiedene  For‐




137		 Die	 europäische	 Expertengruppe	 zur	 Besteuerung	 der	 digitalen	 Wirtschaft	 bezeichnet	 die	

















Experimente  und  Befragungen  und  schliesslich  die  Festlegung  des  Preises,  den  ein 
Individuum  bereit  zu  zahlen  ist,  um  seine Daten  zu  schützen,  auf.142 Keine  dieser 
Optionen wird  jedoch zur Umsetzung vorgeschlagen, denn die Bestimmung des tat‐
sächlichen Wertes der Daten hängt von den Umständen des Einzelfalls ab.143 Könnte 
der  effektive  wirtschaftliche  Wert  der  Daten  ermittelt  werden,  würde  dieser  Wert 




Obwohl  der  tatsächliche  Wert  der  Daten  weder  ermittelt  noch  bemessen  werden 
kann, stellen die Daten den wichtigsten Rohstoff der digitalen Wirtschaft dar.145 Die 

























Unternehmen,  deren  Haupteinnahmen  sich  aus  der  Online‐Werbung  und  aus  der 




Um  diese  Unterteilung  deutlicher  zu  machen,  scheint  es  hilfreich  zu  sein,  diese 
Geschäftsmodelle  durch  das  «GAFA»‐Geschäftsmodellbeispiel  sowie  durch  das 
Geschäftsmodellbeispiel von Airbnb zu erklären. Mit dem Akronym «GAFA» werden 
die Unternehmen Google, Apple,  Facebook  und Amazon  dargestellt.  Sie  bilden  die 
«Grossen  Vier»  der  digitalen  Wirtschaft.150  Während  Google  und  Facebook  Unter‐






















zunehmend  aber  auch  jener  von  Mobilfunknetzen  [...]».156  Das  Geschäftsmodell  der 
Online‐Werbung  umfasst  verschiedene  Werbeformen:  Dazu  zählen  die  Unterneh‐
menswebseite,  die  E‐Mail‐Werbung,  die  Bannerwerbung,  die  Interstitials  und  Pop‐





(Dienst‐)Leistungen  per  E‐Mail  vorstellen:  In  diesem  Fall  spricht  man  von  E‐Mail‐
Werbung.159 Bei der Bannerwerbung handelt es sich ferner um Werbung in Form von 
kleineren  Inseraten  auf  einer  Webseite.  In  der  Regel  sind  die  Banner  durch  einen 























Heutzutage  ist Google164  das  erfolgreichste, marktbeherrschende Unternehmen  auf 
dem Gebiet der digitalisierten Navigationshilfe.165 Der Erfolg von Google ergibt sich 




















Diensten	 in	 Verbindung	 gebracht	 werden	 kann	 (Ausführlicher	 zum	 Gmail	 siehe	 u.a.	 KRYS/






lage  des wirtschaftlichen  Erfolgs  von Google  darstellt.170 Aus  der  Platzierung  der 





«Sucht man  nach  dem  Begriff  ‹Hotel Düsseldorf›,  so  bekommt man Werbung 
von  Düsseldorfer  Hotels  oberhalb  und  neben  der  Suche  angezeigt.  Klickt  der 
Nutzer nun auf die Werbung anstatt auf das Suchergebnis, so zahlt der Werbe‐
treibende Google einen Preis für den Klick.» 
Dabei  handelt  es  sich  um  das  sog.  «Pay‐Per‐Click»‐Verfahren. Der Werbetreibende 
bezahlt nur dann, wenn der Nutzer auf die Online‐Werbung geklickt hat.175 Das Ver‐
hältnis  zwischen  Suche  und Werbung  beruht  auf  der  Sammlung,  Speicherung  und 
Auswertung der Daten der Nutzer. Daraus ergibt sich, dass die Nutzer mit der Lieferung 



















Facebook  ist  es, Nutzer miteinander  zu  verknüpfen.  Jeder Nutzer  verfügt über  eine 
eigene  Profilseite,  die  die  vom  ihm  hochgeladenen  bzw.  geteilten  Inhalte  enthält. 
Jeder auf Facebook angemeldete Nutzer kann die Profilseite der anderen Nutzer besu‐






dung  von  Nutzerdaten  erwirtschaftet.179  Das  Geschäftsmodell  von  Facebook  stützt 
sich  auf  zwei  Einnahmequellen:  die  Facebook‐Credits  und  die  Online‐Werbung.180 
Die Facebook‐Credits sind eine Art virtuelle Währung, die dazu dient, Bezahlvorgän‐






























Die  Gesamtheit  sämtlicher  handels‐  bzw.  wirtschaftsbezogenen,  elektronischen 
Transaktionen wird als E‐Commerce bezeichnet, der auch Elektronischer Geschäfts‐
verkehr oder Electronic Commerce genannt wird.184 Diese Form der digitalen Wirt‐
schaft  umfasst  drei  grundlegende  Geschäftsarten:  Erstens  das  sog.  Business‐to‐
Business Modell (B2B), das sich nur mit den Geschäften zwischen Unternehmen be‐
fasst;  zweitens  das  Business‐to‐Consumer  Modell  (B2C),  das  auf  das  Handeln  zwi‐
schen Anbietern und Verbrauchern  gerichtet  ist und – drittens – das Consumer‐to‐
Consumer  Modell  (C2C),  das  elektronische  Transaktionen  zwischen  Verbrauchern 
ermöglicht.185 Weiter wird die Bestellung von Produkten über das Internet, die phy‐
sisch  bzw.  auf  herkömmlichen  Weg  zugestellt  werden,  als  indirekter  E‐Commerce 








186		 CADOSCH,	 51	f.	 Beispielweise	 stellt	 Zalando	 eine	 Form	 des	 indirekten	 E‐Commerce	 dar.	 Bei	
Zalando	handelt	es	sich	um	einen	Online‐Versandhändler	für	Mode	und	Accessoires	mit	Sitz	in	












dann  ausgewertet.191 Auf  diese Weise  bekommt Amazon  einen Überblick  über  die 
Interessen  der  einzelnen  Kunden.192  Gestützt  auf  diese  Daten  kann  Amazon  dem 








Informationen  für  die Abwicklung  von  Bestellungen,  die  Lieferung  von Waren 
und das Erbringen von Dienstleistungen sowie die Abwicklung der Zahlung [...] 
Wir verwenden Ihre Informationen auch, um mit Ihnen über Bestellungen, Pro‐

















Kundenrezensionen  abzubilden  und  Ihnen  Produkte  oder  Dienstleistungen  zu 
empfehlen, die Sie  interessieren könnten. Wir nutzen  Ihre  Informationen auch 
dazu, unser Kaufhaus und unsere Plattform zu  verbessern, Missbrauch,  insbe‐
sondere Betrug, vorzubeugen oder aufzudecken oder Dritten die Durchführung 




zon  kann  mit  demjenigen  von  Facebook  abgeglichen  werden  (sog.  «Facebook 
Connect»). Dadurch bekommt Amazon  sowohl die Facebook‐Daten des Kunden  als 
auch diejenigen seiner Facebook‐Freunde, obwohl sie Amazon für ihre Einkäufe noch 






Computern,  Smartphones,  Unterhaltungselektronik,  Betriebssystemen  und  Anwen‐
dungssoftware.197 Apple erwirtschaftet  seine Einkünfte nicht nur über  seine digitale 
Plattform,  sondern  auch  durch  den  Verkauf  von  intelligenten  Endgeräten  (sprich: 
                                                                  
195		 KAUMANNS/SIEGENHEIM,	30;	LEISEGANG,	101;	ausführlicher	dazu	auch	COLDEWAY	DEVIN,	Bore	your	
friends	 by	 tying	 Amazon	 lists	 and	 puchases	 to	 Facebook,	 abrufbar	 unter:	 <http://www.
nbcnews.com/business/bore‐your‐friends‐tying‐amazon‐lists‐purchases‐facebook‐2D11591043>,	
letzter	Besuch	am	30.	 Juni	2018	und	 INGRAM	MATHEW,	Amazon	Connects	With	Facebook,	but	







als  auch  ein  direktes  E‐Commerce‐Unternehmen  dar.  Die  intelligenten  Endgeräte 
werden online ver‐ bzw. gekauft, wobei die Lieferung physisch bzw. auf herkömmli‐
chen Weg  (z.B. per Post) erfolgt. Mittels der Plattform  iTunes199 bietet Apple ganze 






goods  and  services».201 Dabei handelt  es  sich um  eine Tauschbörsenvariante, deren 
Prozess – vom Austausch der Güter und Dienstleistungen bis zur deren Bezahlung – 
                                                                  
198		 GAFA‐Ökonomie:	Warum	Apple	 anders	 tickt	 als	 Facebook,	Google	und	Amazon	vom	26.	Mai	


































Airbnb  stellt  eine Vermittlungsplattform  dar, welche  die Buchung  und Vermietung 
von privaten Unterkünften anbietet, wobei Airbnb nur die Rahmenbedingungen der 
Transaktion zwischen Gästen und Gastgebern regelt.206 U.a. kontrolliert Airbnb, dass 
der  vereinbarte  Preis  für  den Aufenthalt  nicht  nachträglich  geändert wird  und  die 
Angaben über Gäste und Gastgeber stimmen. Für die angebotenen Dienstleistungen 
wird Airbnb eine Provision gezahlt. Von Bedeutung  ist die Tatsache, dass Airbnb  in 











seinen	 Kunden	 die	 Vermittlung	 von	 Fahrten	 durch	 Privatpersonen	 an	 (ausführlicher	 dazu	
<https://www.uber.com/>,	letzter	Besuch	am	30.	Juni	2018).		








talisierung  auf  die herkömmliche Wirtschaft  sind und weiterhin  sein werden. Trei‐
bende Kräfte dieser Entwicklung sind die Innovationen und die Fortschritte der IKT, 
die  als wesentliche  Faktoren  der  rasanten Verbreitung  der  digitalen Wirtschaft  be‐
zeichnet werden können.208 Noch nie war es für Unternehmen einfacher, am Markt‐













los  beigetragen.  Die  Herstellung  der  Produkte  sowie  die  Erbringung  der  Leistungen 
erfolgen  nicht  mehr  einseitig,  sondern  beidseitig  zwischen  den  Herstellern  und  den 














Die  Frage,  nach welchem  Prinzip  das Besteuerungsrecht  konkurrierender  Steuerge‐
walten zugewiesen und gegeneinander abgegrenzt werden kann, gehört zu den Dau‐
erbrennern des (inter‐)nationalen Steuerrechts.214  











Abgabegewalten	 besteuern	 und	welche	nicht	besteuern	darf	 oder	 inwieweit	 ein	Besteuerungs‐
recht	einzuräumen	und	inwieweit	es	ihnen	zu	versagen	ist»	(SPITALER,	417).		
215		 Auch	 als	 Universalitäts‐,	 Wohnsitz‐	 oder	 Totalitätsprinzip	 bezeichnet	 (LEHNER/REIMER,	 IStR	
2005,	542;	LOCHER,	Einführung,	53	f.,	 Fn.	8,	10	und	11;	MATTEOTTI/HORN,	 in:	Zweifel/Beusch/
Matteotti	(Hrsg.),	Kommentar	IStR,	Einl.	31;	SCHAUMBURG,	in:	Schaumburg,	IStR,	Rz.	6.2).		
216		 Auch	 Ursprungs‐	 oder	 Territorialitätsprinzip	 genannt.	 Auch	 das	 Völkerrecht	 kennt	 einen	
ähnlichen	Begriff,	wobei	darunter	die	rechtliche	Befugnis	eines	Staates	zum	Erlass,	Anwen‐
dung	 und	 Durchsetzung	 von	 Rechtsvorschriften	 auf	 seinem	 Staatsgebiet	 verstanden	wird	
(DOEHERING,	 352).	 Da	 somit	 der	 Begriff	 Territorialitätsprinzip	 irreführen	 sein	 kann,	wird	 im	










Interessen  dieser  Person  in  der Besteuerung  zu  berücksichtigen.  In  diesem  Zusam‐






nen  Interessen  in  den Kreis  seiner Besteuerung  einzubeziehen. Diese Konstellation 
entspricht der beschränkten Steuerpflicht.223  In diesem Fall betrifft die Besteuerung 
nur  das  Einkommen  aus  bestimmten  inländischen  Quellen.  Es  kommt  mithin  das 
Quellenprinzip zur Anwendung.224 Eine strikt getrennte Besteuerung entweder nach 
dem Welteinkommens‐ oder dem Quellenprinzip  ist  in der Realität kaum anzutref‐
fen.225  Heutzutage  wird  der  Parallelismus  zwischen  Welteinkommensbesteuerung 
eines  Ansässigen  und  Quellenbesteuerung  eines  Nichtansässigen  von  (fast)  allen 
staatlichen Steuersystemen vorgesehen und durchgesetzt.226  
Seit Ende des  19.  Jahrhunderts haben  sich  sowohl die  steuerrechtliche  als  auch die 






















mindest  teilweise)  dem  Quellenstaat  zuordnet.229  In  der  Folge  haben  Steuer‐  und 
Wirtschaftstheoretiker aus der ganzen Welt begonnen,  sich mit dieser Thematik zu 




Das Dargelegte  zeigt,  dass  die  Frage,  nach welchem  Prinzip  das  Besteuerungsrecht 
konkurrierender  Steuergewalten  zugewiesen  und  voneinander  abgegrenzt  werden 
kann,  sowohl  in der Theorie als auch  in der Praxis  sehr umstritten und  folglich der 
Klärung  bedarf.  Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  es,  dass  die  Beantwortung  dieser 
Frage nicht nur das  Steuerrecht,  sondern  auch das  allgemeine Völkerrecht und die 





230		 SCHAUMBURG,	 in:	 Schaumburg,	 IStR,	Rz.	6	ff.;	 SCHAUMBURG,	 FS	Tipke,	125	ff.	Ausführlicher	dazu	
hinten,	63	ff.		
231		 VOGEL,	 in:	Vogel,	DStG	8,	1	ff.;	VOGEL,	FS	Klein,	361	ff.;	VOGEL,	Worldwide	Teil	 I,	216	ff.;	VOGEL,	
















Prinzip  geprägt.239  Das  (inter‐)nationale  Steuerrecht  basierte  noch  nicht  auf  dem 
Welteinkommensprinzip.240  Lehre  und  Praxis  sahen  die  Besteuerung  der  in  einem 
anderen  Staat  erzielten  Einkünfte  im Wohnsitzstaat  nicht  vor.241 Als  steuerhistori‐
sches Beispiel zum Vorrang des Quellenprinzips  lässt sich hierfür der Entscheid der 



















245		 Das	 taiwanesische	 Steuersystem	 sieht	 für	 natürliche	 Personen	 nur	 die	 Besteuerung	 der	 im	













lenprinzip wurde  als  «vorrangige[s]  Prinzip  der  Besteuerung»251  und  nicht mehr  als 
«das ausschliessliche Kriterium zur Zuteilung des Besteuerungsrechts  im  internationa‐
len Bereich» bezeichnet.252 Diese Anpassung führte auch in Südamerika zur Anerken‐
nung  der  Besteuerung  nach  dem  Welteinkommensprinzip.253  Heutzutage  ist  das 




mit  demjenigen  übereinstimmt,  das  in  der  Steuererhebungspraxis  tatsächlich  ange‐






249		 Ausführlicher	 zur	Geschichte	des	Übergangs	vom	Quellenprinzip	 zum	Welteinkommensprin‐
zip	VALDÉS	COSTA,	in:	Engelschalk/Flick,	Steuern,	43	ff.	
250		 Ein	 erster	 Versuch	 zur	 Einführung	 eines	 auf	 die	 Welteinkommensbesteuerung	 bezogenen	

















Steuersystem  verzichtet  haben.257  Ferner  sieht  auch  bspw.  das  französische  inner‐
staatliche Steuerrecht die Besteuerung der Körperschaften nur mit ihren inländischen 
Einkünften vor.258 Im Bereich der internationalen Doppelbesteuerung lässt sich aller‐














Um  eine  umfassende  und  vertiefte  Analyse  des  Welteinkommensprinzips  und  des 
Quellenprinzips  im Bereich  der  digitalen Wirtschaft  zu  ermöglichen,  scheint  es  als 
erstes hilfreich zu sein, beiden Prinzipien eine Fundierung zu geben, die vom Konzept 




























Begriff  der  Souveränität,  deren  Bedeutung  und  deren  Berechtigung.  Dieser  Disput 
gehört  nicht  nur  zu  den  Dauerbrennern  des  internationalen  Steuerrechts,  sondern 
auch zu denjenigen der Staats‐ und Völkerrechtslehre sowie der Politikwissenschaft.263 
Von THOMAS HOBBES264 über JOHN LOCKE265 und JEAN‐JACQUES ROUSSEAU266 bis zu den 







zwischen	 sämtlichen	 Bürgern	 abgeschlossen,	 der	 vorsieht,	 dass	 das	 Volk	 seine	 Macht	 dem	
Staat	 abtritt.	Der	Verzicht	 auf	die	 Souveränität	des	 Individuums	 zugunsten	der	 Souveränität	
























von	 HOBBES	 ist	 auch	 derjenige	 von	 ROUSSEAU	 als	 absolut	 und	 unbeschränkt	 zu	 betrachten	
(ROUSSEAU,	22	und	30	ff;	BESSON,	20;	CAVELTI,	86;	DETJEN,	145;	WILDHABER,	431).	
267		 In	seinem	Werk	«Sovereignty»	von	1966	beschreibt	HARRY	HINSLEY	(1918–1998)	das	Konzept	





ränität  kontinuierlich  an  neuen  Anhaltspunkten  orientiert  (vom  Fürsten  über  das 















272		 Die	 Drei‐Elemente‐Theorie	 lautet	 wie	 folgt:	 «Der	 Staat	 ist	 die	mit	 ursprünglicher	Herrscher‐
macht	 ausgerüstete	 Verbandseinheit	 sesshafter	Menschen.	 [...]	 Als	 Rechtsbegriff	 ist	 der	 Staat	
demnach	 die	mit	 ursprünglicher	Herrschaftsmacht	 ausgerüstete	Körperschaft	 eines	 sesshaften	
Volkes	oder,	um	einen	neuerdings	gebräuchlichen	Terminus	anzuwenden,	die	mit	ursprünglicher	
Herrschaftsmacht	ausgestattete	Gebietskörperschaft»	(JELLINEK,180	f.	und	183).	





nem	Werk	«Die	Lehre	vom	Staatsbund»	 von	1910	beschreibt	 auch	GODEHARD	 JOSEF	EBERS	die	












ten276  führte  ein  viertes  Staatsmerkmal  ein:  die  Fähigkeit,  mit  anderen  Staaten  in 
Beziehung  zu  treten.277  Ein  Staat  wird  somit  als  eine  Person  des  internationalen 
Rechts beschrieben, der die  folgenden Eigenschaften  zukommen: «...  (a) a perma‐
nent population; (b) a defined territory; (c) government; and (d) capacity to enter  into 


































biet  sowie  an das  Staatsvolk  anknüpft.282 Anders  ausgedrückt,  verfügen die  Staaten 
über  Gebietshoheit  und  Personalhoheit.283  Unter  der  Gebietshoheit  wird  die  aus‐
schliessliche Herrschaftsgewalt eines Staates über alle im Gebiet befindlichen Personen 
























289		 BESSON,	 32	f.;	 EPPING,	 in:	 Ipsen,	 Völkerrecht,	 §	5	 Rz.	138;	 PETERS,	 33;	WILDHABER,	 436	f.;	 dazu	
auch	CAVELTI,	94	und	SIMONEK,	ZSR	2010,	552.	









auch  auf  ausländische  Sachverhalte  erstrecken,  so  stellt  sich die Frage, ob die Aus‐
übung der  Souveränität über das  Staatsgebiet hinaus durch die  allgemeinen Recht‐
grundsätze des Völkerrechts erlaubt  ist.  In diesem Rahmen  ist zwischen der  staatli‐
chen Zuständigkeit zur Rechtsetzung und zur Rechtsdurchsetzung293 zu differenzie‐










293	 Unter	 dem	 Begriff	 der	 Rechtsdurchsetzung	 wird	 der	 Vollzug	 des	 staatlichen	 Rechts	 durch	
Hoheitsakte	verstanden.	Nach	den	allgemeinen	Rechtsgrundsätzen	des	Völkerrechts	kann	ein	
Staat	seine	Hoheitsakte	nur	auf	seinem	Herrschaftsgebiet	geltend	machen.	Wenn	Hoheitsakte	
auf	 einem	 fremden	 Staatsgebiet	 vorgenommen	 werden,	 dann	 wird	 das	 Recht	 des	 fremden	
Staates	 auf	 Respektierung	 seiner	 eigenen	 Gebietshoheit	 verletzt.	 Ferner	 besteht	 auch	 eine	
nicht	zulässige	Einmischung	in	die	innerstaatlichen	Angelegenheiten	des	fremden	Staates.	Der	
fremde	Staat	kann	eine	solche	Verfahrensweise	nur	durch	eine	völkerrechtliche	Befugnis	zu‐
lassen.	 Hinsichtlich	 der	 staatlichen	 Zuständigkeit	 zur	 Rechtsdurchsetzung	 liegt	 mithin	 eine	











rialitätsprinzips  stellt das Lotus‐Urteil299 des  ständigen  Internationalen Gerichtshofs 
(StIGH) vom 7. September 1927 dar.300 Der Gerichtshof urteilte, dass aus völkerrecht‐
licher Sicht die Erstreckung des Anwendungsbereichs von  inländischen Normen auf 
Auslandssachverhalte  grundsätzlich nicht  verboten  sei.301 Die  grenzüberschreitende 
Ausübung der Staatshoheit erfordert mithin keine völkerrechtliche Genehmigung.302 
Das  bedeutet  aber  nicht,  dass  den  Staaten  eine  unbeschränkte  Erstreckung  ihrer 
Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet  hinaus  auf Auslandssachverhalte  zusteht.303 Das 
Völkerrecht  erfordert  die  Erfüllung  einer  bestimmten  Voraussetzung:  Die  Ausdeh‐




298		 Zu	Beginn	des	19.	 Jahrhunderts	 fanden	die	ersten	Durchbrechungen	des	Territorialitätsprin‐
zips	 statt.	 Das	 internationale	 Strafrecht	 begann	 den	 räumlichen	Anwendungsbereich	 der	 in‐
nerstaatlichen	Strafgesetze	 auch	auf	 Straftaten	auszudehnen,	die	 im	Ausland	begangen	wor‐
den	waren.	Auch	das	internationale	Privatrecht	wendete	sich	mit	der	Lehre	von	FRIEDRICH	CARL	






Unfall	 führte	 zum	 Tod	 von	 mehreren	 türkischen	 Schiffsmannschaftsmitgliedern.	 Gegen	 den	
französischen	Schiffsoffizier	wurde	ein	 türkisches	 Strafverfahren	 in	der	Türkei	geöffnet.	Der	
Ständige	 Internationale	Gerichtshof	 entschied,	dass	der	Türkei	die	 völkerrechtliche	Befugnis	
zustand,	 das	 Strafverfahren	 anhängig	 zu	 machen,	 denn	 das	 türkische	 Schiff	 gehörte	 als	
«schwimmende	 Insel»	 zum	 türkischen	 Territorium	 (für	 eine	 ausführliche	 Schilderung	 des	




















sen  vom Rechtsgebiet  ab,  das  auf  den  in  Frage  stehenden  Sachverhalt  angewendet 
werden soll.308 Die Begriffsumschreibung der sinnvollen Anknüpfung wird zudem  je 

































staatlichen  Souveränität.312  Die  Steuersouveränität  eines  Staates  versteht  sich  als 
Ausfluss seiner territorial radizierten Staatsgewalt und Souveränität über alle  im Ge‐
biet  befindlichen  Personen  und  Sachen.313  Den  Staaten  steht  somit  das  Recht  zu, 
Steuern von den der Gebietshoheit unterstehenden Individuen zu erheben.314 Wollen 
die  Staaten  ihre Besteuerungsansprüche  auch  auf  ausländische Wirtschaftsvorgänge 
und  Vermögenswerte  erstrecken,  dann  stellt  sich  die  Frage,  ob  die  Ausübung  der 
Steuerhoheit  über  das  Staatsgebiet  hinaus  durch  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Völkerrechts erlaubt wird. 
2.		 Der	«genuine	link»	im	internationalen	Steuerrecht	















317		 ENDRISS,	 51;	 LEHNER,	 in:	 Vogel/Lehner,	 DBA,	 Grund.	 Rz.	11;	 LOCHER,	 Einführung,	 56	 Fn.	15;	














der  hinreichend  engen Anknüpfung  zum  Inland  bildet  somit  auch  im Rahmen  des 
internationalen  Steuerrechts  nur  einen  völkerrechtlichen  Minimalschutz  vor  völlig 
unbegründeten  Besteuerungsansprüchen  eines  Staates.323  Mit  Vorbehalt  des  Erfor‐
dernisses der sinnvollen Anknüpfung zum Inland, steht somit den Staaten das Recht 
zu,  ihre Steuersysteme  frei zu gestalten. Dem allgemeinen Völkerrecht nach können 









leitung	 und	 schliesslich	 der	 Ort	 der	 Erwirtschaftung	 der	 Einkünfte	 die	 Anknüpfungspunkte,	
die	eine	Besteuerung	zulassen	(u.a.	SCHAUMBURG,	in:	Schaumburg,	IStR,	Rz.	6.6).	
322		 Ausführlicher	dazu	siehe	u.a.	SCHAUMBURG,	 in:	Schaumburg,	 IStR,	Rz.	6.6	ff.	mit	verschiedenen	
Beispielen.		














einzige  Einschränkung  für  Staaten,  ausländische  Wirtschaftsvorgänge  und  Vermö‐
genswerte zu besteuern,  liegt darin, dass zwischen der Steuergewalt und dem Steu‐
ersubjekt  oder  dem  Steuerobjekt  eine  sinnvolle Anknüpfung  bestehen muss.  Sollte 
eine natürliche oder  juristische Person keine  sinnvolle Anknüpfung zum besteuern‐
den  Staat haben,  kann der betroffene  Staat  seine Besteuerungshoheit nicht  geltend 
machen. Von wesentlicher  Bedeutung  ist  allerdings,  dass  aus  völkerrechtlicher wie 
auch  aus  steuerrechtlicher  Sicht  der  Begriff  der  sinnvollen  Anknüpfung  nicht  klar 
definiert ist.327  
Die  aktuellen  (inter‐)nationalen  Steuersysteme  widerspiegeln  eine  wirtschaftliche 








In der Tat  sind die digitalen Vorgänge  so dynamisch, dass die  traditionellen  steuer‐
rechtlichen  Anknüpfungspunkte  wie  die  physische  Präsenz  nicht  mehr  zeitgemäss 








digitalen Wirtschaft  getätigten  (Rechts‐)Geschäfte  kaum  rückverfolgbar,  so dass  sie 
für die staatliche Hoheitsgewalt fast unauffindbar bleiben.329 Hinzu kommt, dass die 





















wort  auf die Frage  entnehmen  lässt, ob dem Wohnsitz‐ oder dem Quellenstaat der 



















ner	 gerechten	Aufteilung	und	Verteilung	der	Rechte	und	Pflichten	 unter	 den	Bürgern	durch	









erpflichtigen»335  und  wird  dementsprechend  allgemein  akzeptiert.336  Die  Steuerge‐
rechtigkeit bildet einen Anhaltspunkt  für die Gestaltung der Steuersysteme und  för‐
dert das (Fort‐)Bestehen der Steuergesetzgebung und der Steuerrechtsanwendung.337  








Aufteilung  der  Steuerlast  zwischen  den  einzelnen  steuerpflichtigen  Personen  vor‐
liegt.341 Im  internationalen Verhältnis geht es dann um die Frage, wie ein Bürger  im 
Staat A mit  einem Bürger  im  Staat B  verglichen werden  kann. Es  lässt  sich  jedoch 
                                                                  
Rz.	4	ff.).	Ein	Rechtsstaat	ist	ein	Gerechtigkeitsstaat.	Eine	der	zentralen	Aufgaben	des	Rechts‐

































satz  der  gerechten Verteilung  der  Steuerlast  anerkannt.347 Das  Leistungsfähigkeits‐
prinzip  ergibt  sich  aus  dem Prinzip  der Gleichheit348  und  findet  seine  historischen 





Prinzip	 nach	 zahlt	 jede	 Person	 gleich	 viel	 Steuern	 (zum	 Ganzen	 TIPKE,	 Band	I,	 473	ff.).	 Auf‐
grund	der	Tatsache,	dass	dieses	Prinzip	kaum	noch	anerkannt	bzw.	verwendet	wird,	wird	es	in	
dieser	Arbeit	auch	nicht	behandelt.		
344		 BREWER	RICHMAN,	16,	22	und	104;	 SCHINDEL/ATCHABAHIAN,	33;	VOGEL,	Worldwide	Teil	 III,	394	
und	398.	


















onalen  Satz  vor,  die  jedoch  immer  noch  als  Entgelt  für  den  vom  Staat  gewährten 
Schutz  galt.351  Dieser  Grundsatz  war  noch  vom  Grundgedanken  des  Nutzen‐  oder 
Äquivalenzprinzips352  geprägt.353  Der  definitive  Umbruch  zu  einem  selbständigen, 
dem  Äquivalenzprinzip  entgegengesetzten  Grundsatz  geschah  erst  zu  Beginn  der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die Lehre vertrat die Meinung, dass eine gerechte 
Verteilung  der  Steuerlast  nicht mehr  durch  eine  absolute,  sondern  nur  durch  eine 
relative Gleichbehandlung der steuerpflichtigen Personen erreicht werden konnte.354 





das  Einkommen  bzw.  der Gewinn  einer  der massgebendsten  Indikatoren  der  Leis‐
                                                                  




(sog.	 «equality»);	 2.	 Bestimmtheit	 der	Besteuerung	 (sog.	 «certainty»);	 3.	 Bequemlichkeit	 der	
Besteuerung	(sog.	«convenience	of	payment»)	und	4.	Wohlfeilheit	der	Besteuerung	(sog.	«economy	
in	 collection»)	 (SMITH,	 703	ff.).	 Hinsichtlich	 der	 Steuergerechtigkeit	 und	 des	 Leistungsfähig‐


















ge  Person mit  einem  höheren  Einkommen  höhere  Steuern  zahlen müssen  als  eine 
steuerpflichtige Person mit einem niedrigeren Einkommen.359 Nach der horizontalen 
Gerechtigkeit  unterstehen  dagegen  steuerpflichtige  Personen  mit  derselben  wirt‐
schaftlichen Leistungsfähigkeit der gleichen Besteuerung.360 Das Leistungsfähigkeits‐
                                                                  
357		 Vgl.	 u.a.	MATTEOTTI,	 Steuergerechtigkeit,	 27;	MUSGRAVE/MUSGRAVE/KULLMER,	Band	II,	 20;	 SENN	
S.M.,	Leistungsfähigkeit,	168.	Beim	Einkommen	handelt	es	sich	um	einen	Begriff,	der	schwer	zu	
bestimmen	 ist.	 Obwohl	 in	 der	 Steuerwissenschaft	 keine	 einheitliche	Definition	 von	 Einkom‐
men	vorhanden	ist,	gilt	es	als	allgemein	anerkannt	und	akzeptiert,	dass	dem	Einkommen	die	






nanz‐Archiv	 1922,	 223).	 Die	 Theorie	 von	 VON	 SCHANZ	 hat	 sich	 auch	 in	 der	 amerikanischen	
Steuerlehre	 verbreitet	 und	wurde	 folglich	 von	 HENRY	 C.	 SIMONS	 und	 ROBERT	M.	 HAIG	 weiter‐






Bei	 der	 Reinvermögenszugangstheorie	 spricht	man	 auch	 von	 dem	 sog.	 SCHANZ‐HAIG‐SIMONS‐
Konzept	(BOHLEY,	192;	MATTEOTTI,	Steuergerechtigkeit,	29).	Ein	Teil	der	Lehre	vertritt	 jedoch	





gangstheorie	 bestimmt	 das	 Einkommen	 als	 den	 Reinvermögenszuwachs	 während	 einer	 be‐
stimmten	Periode	 inklusive	Nutzungen	und	geldwerten	Leistungen	von	Dritten	 (VON	SCHANZ,	
Finanz‐Archiv	1922,	223).	












Auf  internationaler  Ebene  lässt  sich  beobachten,  dass  keine  völkerrechtliche Norm 
vorliegt, die das Leistungsfähigkeitsprinzip als Fundamentalgrundsatz des internatio‐
nalen  Steuerrechts  normiert.363  Ein Teil  der  Lehre  und  Praxis  versucht  jedoch,  das 
Leistungsfähigkeitsprinzip  auch  auf  internationaler  Ebene  anzuwenden,  um  eine 
global  gerechte  Besteuerung  erreichen  zu  können.  Am  ausführlichsten  mit  dieser 
Frage haben sich KLAUS TIPKE, WOLFGANG SCHÖN und HARALD SCHAUMBURG beschäftigt. 





















Um  die  Doppel‐  oder  Mehrfachbelastung  zu  vermeiden  sowie  eine  gleichmässige 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  ermöglichen,  müssten  die  betroffenen 
Staaten das Welteinkommen untereinander teilen.366 TIPKE führt weiter aus, dass das 






































tionales  Prinzip  betrachtet  werden.374  Wie  oben  bereits  erwähnt,  beziehe  sich  das 
Leistungsfähigkeitsprinzip auf das innerstaatliche Verhältnis unter den steuerpflichti‐





371		 Nach	 dem	 Nettoprinzip	 darf	 nicht	 das	 Bruttoeinkommen	 bzw.	 die	 Roheinkünfte	 besteuert	
werden,	sondern	nur	das	Einkommen,	das	der	Bestreitung	der	(nicht	existenziellen)	Lebens‐
haltungskosten	dient.	Man	unterscheidet	zwischen	dem	objektiven	und	dem	subjektiven	Netto‐
prinzip.	 Gemäss	 dem	 objektiven	 Nettoprinzip	 wird	 das	 Bruttoeinkommen	 abzüglich	 der	 in	
Verbindung	 stehenden	 Aufwendungen	 besteuert.	 Das	 subjektive	 Nettoprinzip	 sieht	 dagegen	









die	 sich	aus	der	Berücksichtigung	 seiner	Gesamteinkünfte	 sowie	 seiner	persönlichen	Lage	und	







Nach  der  Ansicht  von  SCHÖN  lasse  sich  weiter  das  Leistungsfähigkeitsprinzip  nur 
durch  das Welteinkommensprinzip  rechtfertigen,  denn  die  Leistungsfähigkeit  einer 
steuerpflichtigen  Person werde weder  geographisch  noch  durch  politische Grenzen 
begrenzt.376 Er legt somit fest, dass nur die Welteinkommensbesteuerung die Berück‐





























Seiner  Meinung  nach  bedürfe  das  Leistungsfähigkeitsprinzip  einer  Konkretisierung 
durch den Gesetzgeber. SCHAUMBURG betont weiter die Tatsache, dass das Leistungs‐
fähigkeitsprinzip  auch  der  Verwirklichung  der  Wettbewerbsneutralität  diene.  Aus 

















nicht  auf  die Gerechtigkeit  gegenüber  den  steuerpflichtigen  Personen  und  den  be‐
troffenen Staaten ausgerichtet sei. Es sei nur die Folge von steuerrechtlichen «Zweck‐













rechtigkeitsordnung  begriffen  werden,  innerhalb  derer  für  alle  Staaten  gleiche 
oder  vergleichbare  territoriale Anknüpfungspunkte  für  die Quellenbesteuerung 
Geltung  haben  müssten.  Das  Quellenprinzip  hat  indessen  international 















das  Welteinkommen  einer  steuerpflichtigen  Person  untereinander  aufteilen.  Das 















grundlage,  aber  nicht  als  Prinzip  für  die  Steuerlastaufteilung.392  Schliesslich  geht 
SCHAUMBURG  davon  aus,  dass  das  Leistungsfähigkeitsprinzip  einer  Konkretisierung 
durch den Gesetzgeber bedürfe. Seiner Ansicht nach stelle sowohl das Welteinkom‐
mensprinzip als auch das Quellenprinzip eine Konkretisierungsmöglichkeit dar. Dem 































dass  «das Gleiche  immer mit  dem Gleichen  verglichen werden»  soll, könnte man be‐
haupten, dass das Leistungsfähigkeitsprinzip auch auf internationaler Ebene praktika‐
bel  ist. Aufgrund der Tatsache, dass Caius und Sempronius das gleiche Einkommen 







Steuersätze  sowie  der  Steuerbemessungsgrundlage)  sowie  anderseits  den  Kreis  der 
vom  Staat  zu  erfüllenden  Aufgaben  festzulegen.  Man  kann  auch  vom  fiskalischen 
Selbstbestimmungsrecht  sprechen.399  Aufgrund  dieses  fiskalischen  Selbstbestim‐
mungsrechts ist somit die Erreichung einer absoluten internationalen Gleichheit bzw. 
Gerechtigkeit kaum möglich. Hinsichtlich des oben geschilderten Beispiels kann somit 
Caius  nicht  gleich  besteuert  werden  wie  Sempronius  und  Sempronius  nicht  gleich 
besteuert werden wie Caius, obwohl sie die gleiche Leistungsfähigkeit aufweisen.400  
Die  Ablehnung  der  Anwendung  des  Leistungsfähigkeitsprinzips  auf  die  Beurteilung 


















sierung  könnten  die  Staaten  nur  durch  Doppelbesteuerungsabkommen  und  in  der 
Regel auch nur durch bilaterale Verträge erreichen. Es liege keine verfassungsrechtli‐


























durch  den Gesetzgeber,  denn  nur  auf  diese Weise  kann  es  verwirklicht werden.408 
Dem Gesetzgeber  steht ein Wertungsspielraum bei der Umsetzung des Leistungsfä‐


































entspricht  der  sog.  iustitia  commutativa,  die  sich  auf  den  Leistungsaustausch  zwi‐





lenzprinzip  (sog.  «Generaläquivalenz»)  unterschieden.  Das  individuelle  Äquivalenz‐
prinzip wird  in die  sog. «Individualäquivalenz» und  in die  sog. «Gruppenäquivalenz» 
unterteilt. Bei der Individualäquivalenz stehen die Nutzen‐ oder Kostenzuordnung zu 
einer  steuerpflichtigen  Person  im  Vordergrund.  Dagegen  bezieht  sich  die  Grup‐
penäquivalenz  auf die Nutzen‐ oder Kostenzuordnung  zu  einer Gruppe  von  steuer‐
pflichtigen Personen.418 Nach dem Grundsatz der Generaläquivalenz kann man von 
einer  gerechtfertigten  Steuer  sprechen,  wenn  sie  für  die  mit  der  Steuer  belasteten 
Personen äquivalent zu den vom Staat zur Verfügung gestellten Güter und Leistungen 
ist.419 Darüber hinaus muss eine Unterscheidung zwischen dem individuellen Äquiva‐





















Die Steuerlehre  räumt der Besteuerung nach der  individuellen Äquivalenz und  folg‐
lich der Anwendung des Äquivalenzprinzips als Steuermassstab keinen grossen Stel‐






the distribution of benefits of public expenditure, and  there  is  little prospect of 
discovering  it. How can we measure  the benefits  that any particular  individual 
derives from defence, the police, or the Department of Industry.» 



























keinen  grossen  Stellenwert  einräumt,  schliesst nicht die Möglichkeit  aus, das  allge‐
meine Äquivalenzprinzip als Steuerrechtfertigungsgrund zu verwenden. 




dieser Art  öffentlicher Abgaben  ist  es,  bestimmte Vorteile  gerechter  auszugleichen, 
die das Gemeinwesen den einzelnen Bürgern (Kausalabgaben) oder einer bestimmen 
Gruppe  von  Bürgern  (Kostenanlastungssteuer)  einräumt.434  Profitieren  Bürger  von 
keinen  dieser  bestimmten  Vorteile,  dann  darf  weder  eine  Kausalabgabe  noch  eine 
Kostenanlastungssteuer erhoben werden.435 Während die Kausalabgaben der  Indivi‐
dualäquivalenz  entsprechen,  deckt  sich  die  Kostenanlastungssteuer  mit  der  Grup‐
penäquivalenz.436 Bei dieser  letztgenannten Form der Äquivalenz werden die Kosten 
                                                                  












und die Nutzung der  zur Verfügung  gestellten Güter und Leistungen  einer Gruppe 
zugeteilt,  unabhängig  von  der  individuellen Nutzung  bzw. Kostenverursachung  der 

































fung  des  aus  staatlichen  Leistungen  gezogenen Nutzens» handelt.445 Gemäss diesem 
Prinzip wird  die  Steuererhebung  nach  dem Nutzen  gerechtfertigt,  den  eine  steuer‐
pflichtige Person aus dem steuerfinanzierten Gemeinwesen zieht. Die Steuerrechtfer‐
















KLAUS VOGEL  unterscheidet  zwischen  der  «Nutzentheorie»  und  der  «Leistungsfähig‐
keitstheorie».447 Wie  bereits  erwähnt,  fasst  die Äquivalenz‐  oder Nutzentheorie  die 
                                                                  
444		 HEY,	FS	Lang,	134;	HEY,	 in:	Tipke/Lang,	Steuerrecht,	§	3	Rz.	44;	LANG,	 in:	Tipke/Lang,	 Steuer‐
recht	–	20	Aufl.,	§	4	Rz.	86;	LANG	J.,	FS	Schaumburg,	47.	
445		 HEY,	FS	Lang,	134.	



















den  steuerpflichtigen  Personen –  ihrem weltweiten  Einkommen  entsprechend –  ein 
«Opfer»453 abzuverlangen. Er legt fest:	454  
«Eine weltweite Besteuerung der im Inland ansässigen Ausländer liesse sich op‐
fertheoretisch  schon  deswegen  nicht  begründen, weil  es  nicht  einsichtig wäre, 
warum bei uns ansässige Ausländer zum  Inland  eine Beziehung haben  sollten, 
die  es  rechtfertigen  sollte,  ihnen  ein  «Opfer»  nach Massgabe  ihres weltweiten 


















Gegenleistung  für  die  vom  Staat  gewährten  öffentlichen  Leistungen  zu  betrachtet 




WOLFGANG  SCHÖN  zweifelt  an  der Geltung  des Nutzenprinzips  auf  dem  Gebiet  des 




tät  sowie  die Voraussetzung  der  physischen Anwesenheit  keine  entscheidende  und 
zentrale Rolle mehr  spielten, um  sowohl Handel  zu  treiben  als  auch Leistungen  zu 
erbringen. SCHÖN führt dazu aus:458 
«Nowadays, a business  located  in country A may well supplied  from country B, 
selling  final products to country C. It seems to be more and more unfeasible to 
identify  the benefits a company has received  from a specific government or a 
defined  market  as  compared  to  benefits  received  from  other  governments  or 
markets.» 










lung  der  Einkünfte  genutzten  staatlichen  Leistungen  festzustellen.459  In  der  Regel 
würden  als  Gegenleistung  für  diejenigen  staatlichen  Leistungen,  deren  Nutzen  be‐
wertbar sei, Gebühren erhoben. Die Steuern würden dagegen nur auf staatliche Leis‐
tungen  von  genereller und  vager Art  erhoben, deren Nutzen weder mittelbar noch 
unmittelbar bestimmbar sei.460 













des  Steueraufkommens  nicht  in  Betracht  gezogen  und  das  Steueraufkommen  des 
Quellenstaats nach dem Bruttoeinkommen bemessen, bewirke dies eine Sollertrags‐





















SCHÖN  kommt  mithin  zum  Schluss,  dass  das  Nutzenprinzip  beim  Vorliegen  von 
grenzüberschreitenden steuerrechtlichen Sachverhalten nicht dienen kann.468  
c)		 Die	Lehre	von	PETER	HONGLER	und	PASQUALE	PISTONE	
In  ihrer Arbeit  entwerfen HONGLER und PISTONE  einen neuen Betriebsstättenbegriff, 
der dem Quellenstaat ermöglicht, seine Steuerhoheit im Rahmen der Besteuerung der 
Unternehmensgewinne  zu  wahren.469  Im  Grunde  wird  die  Schaffung  eines  neuen 
Betriebsstättenbegriffs  vorgeschlagen,  der  auf  einem  neuen  Anknüpfungspunkt  in 
Form einer digitalen Präsenz beruht.470 Nach Ansicht von HONGLER und PISTONE solle 















tale Wirtschaft weder  denkbar  noch möglich waren. Dies  könne  einer  der Gründe 
dafür sein, weshalb die physische Präsenz eine Voraussetzung für die Besteuerung an 
der Quelle darstelle. Zur Zeit der Entstehung des Nutzenprinzips sowie des Betriebs‐

































Produkte und  Leistungen  verkaufen. Unter dem Begriff der  Infrastrukturen werden 
u.a.  die  Energieversorgung,  die  Abfallverwertung,  der  Schutz  der  Immaterialgüter‐
rechte,  die  Zwangsvollstreckung  und  eine  stabile  Rechtsordnung  verstanden.478  Im 
Rahmen der digitalen Wirtschaft müsse weiter beachtet werden, dass sich eine Viel‐
zahl der für die Ausübung der Geschäftstätigkeiten notwendigen Vorteile in denjeni‐




«Legal  system  in  general: Without  a  legal  system  allowing  a  digital world, 
enterprises could not offer  their products online. Enforcement of customers’ 
payments: Without such guarantee, enterprises would be reluctant to offer their 
products  in certain  jurisdictions. Protection of  intellectual property rights: 
Without such guarantee, enterprises would  reluctant  to offer  their products  in 
certain jurisdictions. Maintenance of digital environment: Without sufficient 
technical infrastructure, no digital products could be offered. Supply of energy: 
Without  sufficient  energy  supply, no  digital  products  could  be  offered. Waste 
recycling:  Such  benefit  is  essential  for  the  e‐commerce  industry.  Infrastruc‐
ture in general.» 
















die  vom  Staat  zur Verfügung  gestellten Güter  und  Leistungen  vor.482 Wie  bereits 
einleitend erwähnt, kann das Äquivalenzprinzip nur dann vollständig verwirklicht 
werden, wenn «jedem Steuerzahler sein individueller Nutzen aus den Staatsausgaben 
bekannt»  ist.483  Wie  die  steuerrechtliche  Lehre  betont,  besteht  das  Problem  nun 
aber  darin,  dass  der  tatsächliche  Wert  der  zur  Verfügung  gestellten  staatlichen 
Leistungen praktisch und  faktisch nicht  festgestellt werden kann. Als Folge dieser 
Nichtteilbarkeit  und  Nichtzurechenbarkeit  kann  das  Äquivalenzprinzip  nicht  als 
Prinzip  für eine gerechte Aufteilung der Steuerlast zwischen den Steuerpflichtigen 
eines  Staates  betrachtet  werden.484  Die  gleiche  Problematik  wird  auch  auf  dem 
Gebiet des  internationalen Steuerrechts beobachtet: auch als Aufteilungsregel zwi‐
schen  dem  Wohnsitz‐  und  dem  Quellenstaat  eignet  sich  das  Äquivalenzprinzip 
nicht. U.a. vertritt SCHÖN diese Ansicht. Er geht davon aus, dass es unmöglich sei, 
ein  sicheres Verhältnis zwischen den erwirtschafteten Einkünften und den zur Er‐





sein,  diese  Betrachtungsweise  mit  einem  einfachen  Beispiel  zu  veranschaulichen: 


















zen,  den  ein Unternehmen  für  die Durchführung  der Geschäftstätigkeiten  aus  den 
staatlichen Leistungen herangezogen hat, die  tatsächliche Wertschöpfung nicht wi‐






«So  gibt  es Zeiten,  in  denen mehr  Leistungen  in Anspruch  genommen werden 
und Zeiten, in denen der Steuerpflichtige auf weniger Leistungen des Staates zu‐
rückgreift.»  
































zer  haben,  von  den  durch  den  jeweiligen  Staat  gewährten  Vorteilen.  Mit  anderen 
Worten  stellt der  Staat dem Kunden und/oder dem Nutzer die notwendigen  Infra‐
strukturen  zur  Verfügung,  die  dem  betroffenen  Unternehmen  ermöglichen,  seine 
Produkte bzw. seine Leistungen zu verkaufen.497 Unter dem Begriff der Infrastruktu‐
ren werden nicht nur die technischen Einrichtungen für das Funktionieren des Inter‐














Hersteller  der  jeweiligen  Leistung.  Sie  leisten  «free  labour»  und  werden  somit  als 
«virtual volunteer workers» bezeichnet.500 Daraus folgt eine Verschmelzung zwischen 
Produktions‐ und Konsumsphäre. Die Nutzer können somit als Teil der Infrastruktur 
oder  besser  als  Teil  der  Wertschöpfungskette  verstanden  werden,  denn  sie  tragen 
(unentgeltlich)  zum Wachstum  und Gewinnerfolg  eines Unternehmens  bei.501 Wie 
VOGEL  vertrete  ich  die  Meinung,  dass  die  Infrastrukturen  eines  Quellenstaats  die 
Hauptvoraussetzungen  für die Erwirtschaftung der Einkünfte  sind.502 Des Weiteren 
bestätigen  auch  HONGLER  und  PISTONE,  dass  die  im  Staat  der  Nutzer  bestehenden 
Infrastrukturen wesentliche Vorteile eines ausländischen Unternehmens für die Erzie‐
lung von Einkünften darstellen.503 Das Nutzenprinzip anerkenne daher das Recht des 
Quellenstaats  zur  Erhebung  der  Steuern,  denn  die  Erzielung  der  Einkünfte  werde 






















überschreitenden  steuerrechtlichen  Sachverhalten müssen  die Gerechtigkeitsüberle‐










ätzen, auf die man  sich  stützen kann, um die Frage zu antworten, ob  sich die zwi‐
schenstaatliche  Gerechtigkeit  für  ein  vorrangiges  Besteuerungsrecht  des  Wohnsitz‐
staats oder  für ein vorrangiges Besteuerungsrecht des Quellenstaats ausspricht.509  In 
























Die opfertheoretische Betrachtungsweise  setzt  voraus, dass der Wohnsitzstaat  einer 
steuerpflichtigen Person mit deren Staatsangehörigkeit zusammenfällt.515 Heutzutage 
wird  jedoch eine Welteinkommensbesteuerung auf Basis der Staatsbürgerschaft nur 
noch  in  wenigen  Staaten  durchgeführt.516  In  der  Regel  bezieht  sich  die  weltweite 
Besteuerung  auf  den  (Wohn‐)Sitz  bzw.  auf  die Ansässigkeit  einer  steuerpflichtigen 
Person.517 VOLCKENS stellt somit in Frage, ob:	518 
«der Wohnsitz  oder  der  gewöhnliche Aufenthalt  des  Steuerpflichtigen  zur  Be‐














Diese  Frage  kann  jedoch  nicht  positiv  beantwortet  werden.  Lehre  und  Rechtspre‐







Die  im  Quellenstaat  durchgeführten  Geschäftstätigkeiten  können  tatsächlich  eine 








Wie oben dargelegt, wird die Anwendung des Nutzenprinzips  als  Steuermassstab  so‐
wohl auf  staatlicher als auch auf  internationaler Sicht mit der Begründung abgelehnt, 















der  die  Erzielung  der  Steuerquelle  durch  die  Erbringung  der  staatlichen  Leistungen 
fördert.524 Wie VOLCKENS betont, bedeutet dies mit anderen Worten:525 
«[...] dass der Umfang bzw. die Intensität des Besteuerungsrechts eines Staates 
von  der  tatsächlichen  Inanspruchnahme  seiner  angebotenen  Leistungen  be‐
stimmt würde. Es käme mithin [...] zu einer unterschiedlich starken Ausprägung 
von Leistungsbeziehungen zwischen Staat und Steuerpflichtigen.» 
Die  tatsächliche  Inanspruchnahme  der  staatlichen  Leistungen  bestimme  daher  das 
Besteuerungsrecht  eines  Staats. Danach würde  ein  Besteuerungsvorrang  desjenigen 
Staates  resultieren, dessen Leistung  stärker  in Anspruch  genommen würden.526 Die 
Inanspruchnahme der Leistungen eines Staats durch eine steuerpflichtige Person sei 
jedoch  starken  Schwankungen  unterworfen  und  bleibe  in  seltensten  Fällen  gleich. 




Als  Folge  der Nichtbestimmbarkeit  und Nichtzurechenbarkeit  der  in Anspruch  ge‐
nommenen  staatlichen  Leistungen  kann  die  nutzentheoretische  Betrachtungsweise 
nicht  zur  Beantwortung  der  Frage  dienen,  ob  im  Rahmen  der  zwischenstaatlichen 













dem  Quellenstaat  ein  vorrangiges  Besteuerungsrecht  eingeräumt  werden  soll.  Im 
folgenden Abschnitt wird deshalb ein alternativer Ansatz auf  seine  jeweilige Bedeu‐







VOLCKENS  schlägt  vor, die beteiligen  Staaten  (Wohnsitz‐ und Quellenstaat)  im Ver‐
hältnis zueinander zu betrachten und somit die Auswirkungen des Welteinkommens‐
prinzips und des Quellenprinzips auf die zwischenstaatliche Gerechtigkeit zu unter‐




































Person  ihre Steuern durch die  im Wohnsitzstaat erwirtschafteten  finanziellen Mittel 
bezahlen könne. Eine Beeinträchtigung zulasten des Quellenstaates  liege aber dann 
vor, wenn  eine  steuerpflichtige Person  einen Teil  ihrer  finanziellen Mittel  aus dem 
Quellenstaat abziehen müsse, um die Steuern im Wohnsitzstaat zu zahlen.535 Hingegen 
                                                                  
532		 RICHARD	und	PEGGY	MUSGRAVE	führen	das	Folgende	aus:	«[...]	Let	X,	a	resident	of	A,	 invest	 in	B.	















VOLCKENS  hegt  Zweifel  an  der  Tatsache,  dass  die  Welteinkommensbesteuerung  im 
Wohnsitzstaat  keine Auswirkungen  auf die  zwischenstaatliche Gerechtigkeit  entfal‐
tet.537  Im Gegensatz  zu  RICHARD  und  PEGGY  MUSGRAVE  und KLAUS  VOGEL  ist  er  der 































dem  Quellenstaat  der  Besteuerungsvorrang  eingeräumt  werden  soll,  lässt  sich  bei 
einer  Analyse  der  verschiedenen  Lehrmeinungen  ein  Vorrang  der  Besteuerung  im 
Quellenstaat nach Massgabe des Quellenprinzips beobachten. Als erste Befürworter 
dieser Betrachtungsweise gelten RICHARD und PEGGY MUSGRAVE, die sich mit der Frage 
nach  der  gerechten  Aufteilung  der  grenzüberschreitenden  Einkünfte  zwischen  den 
betroffenen Staaten beschäftigt haben. RICHARD und PEGGY MUSGRAVE sind zu folgen‐
dem Ergebnis gekommen:543 
«Ultimately,  the only satisfactory solution  […] would be  the  taxation of such 
income on an  international basis with subsequent allocation of proceeds on an 
apportionment basis among  the participation  countries, making allowance  for 
distributional considerations.» 
Im  internationalen  Verhältnis  soll  somit  die  Aufteilung  der  Steuereinnahmen  aus 
grenzüberschreitenden  Geschäftsvorfällen  einen  Verteilungseffekt  haben.544  Nach 
Ansicht  von RICHARD  und PEGGY MUSGRAVE  kann dieser Verteilungseffekt  durch die 
Anwendung des Quellenprinzips erreicht werden.545 
KLAUS VOGEL  ist der Ansicht, dass  sich die  zwischenstaatliche Gerechtigkeit mit der 
Besteuerung an der Quelle deckt. De facto stelle nicht der Ansässigkeitsstaat, sondern 
der Quellenstaat die notwendigen Infrastrukturen sowie den Markt für die Erzielung 













In  ihrem  Forschungsbeitrag  zur  Gerechtigkeit  der  Besteuerung  im  internationalen 
Verhältnis bezieht NANCY KAUFMAN das vom Völkerbund  im  Jahr  1923 veröffentliche 
Gutachten zur Problematik der Doppelbesteuerung  in  ihre Überlegungen mit ein.549 






























Die  zwischenstaatliche  Gerechtigkeit  zielt  darauf  ab,  eine  gerechte  Aufteilung  des 
Steueraufkommens zwischen den betroffenen Staaten zu erreichen. Bei der zwischen‐
staatlichen Gerechtigkeit handelt  es  sich  somit um Verteilungsgerechtigkeit.554 Wie 
für alle bisher behandelten Prinzipien stellt sich auch im Rahmen der Bewertung der 
zwischenstaatlichen Gerechtigkeit die Frage, ob sich daraus Leitfäden zugunsten eines 
vorrangigen Besteuerungsrechts des Wohnsitzstaats oder  zugunsten  eines  vorrangi‐
gen Besteuerungsrechts des Quellenstaats ableiten  lassen.555 Das Dargelegte hat ge‐
zeigt,  dass  weder  eine  opfer‐  bzw.  nutzentheoretische  Betrachtungsweise  noch  die 
Auswirkungen der Wohnsitz‐ oder Quellenbesteuerung auf den anderen beteiligten 
Staat eine Antwort auf diese Frage geben können.556 Beiden Staaten steht ein Anteil 
aus  den  Steuereinnahmen  zu. Bei  einer Analyse  der  verschiedenen  Lehrmeinungen 
lässt sich aber ein Vorrang der Besteuerung im Quellenstaat nach Massgabe des Quel‐
lenprinzips beobachten.557  
Die  Bevorzugung  des  Quellenprinzips  bei  grenzüberschreitenden  Sachverhalten 
scheint auch den Eigenschaften der digitalen Wirtschaft zu entsprechen. In der Regel 
entsteht  die  Wertschöpfung  einer  (Dienst‐)Leistung  durch  ihre  Herstellung  bzw. 
Produktion. Hauptsächlich knüpfen die Prinzipien sowie die Besteuerungsgrundsätze 
des  internationalen  Steuerrechts  an  der  Produktionsseite  an.  In  der  Regel  werden 




















kette  beteiligte  Quellenstaat  als  Teil  einer  fiktiven  Staatsgemeinschaft  betrachtet 
werden, der einen gerechten Anteil an Steuereinnahmen erhalten soll.561 Mit Blick auf 










schaft  von massgeblicher Bedeutung.563 Um  eine umfassende und  vertiefte Analyse 
der  Bedeutung  der  Steuereffizienz  und  Steuerneutralität  in  der  Welt  der  digitalen 
Wirtschaft zu ermöglichen,  scheint es als erstes hilfreich zu  sein, beide Begriffe aus 
rein theoretischer Sicht zu beschreiben.  
























kann keine  absolute Neutralität  erzielt werden,  solange  verschiedenartige Steuerbe‐
dingungen  vorkommen.  Steuerneutralität  liesse  sich  somit nur durch utopische Be‐
dingungen,  wie  bspw.  einheitliche  Steuersätze,  identische  Bemessungsgrundlagen 
oder gleiche Besteuerungsprinzipien, erreichen.570 Prinzipiell sollten  Investitionsent‐



















































lungsart wird  entweder die  virtuelle  oder nur die  effektive Doppelbesteuerung  ver‐
mieden.579  Da  die  Freistellungsmethode  an  die  Berechnungsgrundlage  anknüpft,580 









gewöhnlichen  und  der  vollkommenen  Anrechnung.585  Die  Anrechnungsmethode 
knüpft am Steuerbetrag an, verwirklicht das Welteinkommensprinzip und  führt zur 
                                                                  
für	 die	 Besteuerung	 des	 restlichen	 Einkommens	 und	 Vermögens	 im	 Ansässigkeitsstaat	
auschlaggebenden	Steuersatz	zu	ermitteln,	werden	bei	der	Freistellung	mit	Progressionsvor‐
behalt	 die	 freigestellten	 Einkünfte	 bzw.	 das	 freigestellte	 Vermögen	 mitberücksichtigt	 (zum	
Ganzen	u.a.	LOCHER,	Einführung,	480;	SIMONEK,	in:	Zweifel/Beusch/Matteotti,	Kommentar	IStR,	
Art.	23	A,	B	OECD‐MA	N	4;	 SCHAUMBURG,	 in:	 Schaumburg,	 IStR,	Rz.	17.22	ff.;	 VOGEL,	 in:	Vogel/
Lehner,	DBA,	Art.	23	Rz.	208	ff.).	























methode  auf  die Allokation  der  Produktionsfaktoren werden  traditionell  durch  die 
von RICHARD und PEGGY MUSGRAVE entwickelten Grundsätze der Kapitalexportneutra‐
lität und der Kapitalimportneutralität bewertet und analysiert.588 Als wirtschaftstheo‐
retische Modelle  bilden  diese  zwei wesentliche Orientierungsprinzipien  zur  Bewer‐
tung des Systems des  internationalen Steuerrechts.589 Umstritten bleibt  jedoch, wel‐
che der beiden Postulate  zu  grösserer wirtschaftlicher Effizienz  führt. Während  ein 
Teil  der  volkswirtschaftlichen  Lehre  und  die  anglo‐amerikanische  Literatur  für  die 
Kapitalexportneutralität  plädieren,590  bevorzugen  die  steuerrechtlichen  Theoretiker 























Investitionen  der  gleichen  Steuerbelastung  wie  die  Inlandsinvestitionen  unterlie‐
gen.594 Mit anderen Worten wird diejenige steuerpflichtige Person, die ihre Einkünfte 
teilweise oder  ganz  im Ausland  erwirtschaftet,  steuerrechtlich  gleich behandelt wie 
diejenige, die ausschliesslich inländische Einkünfte erzielt.595 Kapitalexportneutralität 
ist dann gegeben, wenn die  Investitionen unabhängig  von deren Herkunft  auf dem 
Steuerniveau des Wohnsitz‐ oder Ansässigkeitsstaats besteuert werden.596 Die Kapi‐




eine  optimale  Faktorenallokation  sowie  eine weltweite wirtschaftliche  Effizienz  be‐
wirken  könne.598  Sie  argumentieren:  Beim  Vorliegen  eines  kapitalexportneutralen 
Systems sei es  für einen Investor steuerrechtlich  irrelevant,  in welchem Staat er sein 
Geld anlegt. Der Investor werde sein Geld in demjenigen Staat investieren, in dem er 
mit  den  höchsten Gewinnen  vor  der Besteuerung  rechnen  könne.599 Kapitalexport‐
neutralität führe mit anderen Worten dazu, dass das Steuerrecht keinen Einfluss auf 
die  Investitionsentscheidungen  ausübe,  weil  nur  die  wirtschaftlichen  Faktoren  in 
                                                                  














erreicht  werden.601  Die  Erreichung  einer  optimalen  Faktorenallokation  sowie  einer 
weltweiten  wirtschaftlichen  Effizienz  durch  ein  kapitalexportneutrales  System  wird 
auch von RICHARD MUSGRAVE vertreten. Er geht davon aus, dass «[...] from the point 
of view of efficient allocation under competitive conditions, export neutrality  is clearly 
the  relevant  concept  and  import neutrality  is not.»602 VOGEL  stellt  ferner  fest, dass 
«[...] only capital export neutrality comports with the goal of economic efficiency, i.e. 
of  allocating  production  factors  in  such  a  way  that  productivity  will  be  (Pareto‐)




ANDEL  betont  jedoch  die  Tatsache,  dass  eine  absolute  Kapitalexportneutralität  nie 
erreichbar sei.605  
2.3		 Argumente	contra	Kapitalexportneutralität	







be	 an	 efficient	 allocation	 of	 capital	 on	 a	worldwide	 basis,	 taxes	 should	 not	 interfere	with	 the	














Kapitalimportneutralität  (Capital  import  neutrality)  ist  gegeben,  wenn  sowohl  die 
ausländischen als auch die  inländischen  Investitionen unabhängig vom  (Wohn‐)Sitz 
des Investors auf dem Steuerniveau des Staates besteuert werden, in dem sie investiert 
werden.608 Mit anderen Worten unterliegt eine  steuerpflichtige Person, die  im Aus‐
















609		 MUSGRAVE	 R.,	 Criteria,	 83	f.;	 MUSGRAVE	 R.,	 Fiscal	 System,	 254	f.;	 RUDAT,	 28;	 SIMONEK,	 in:	
Zweifel/Beusch/Matteotti,	Kommentar	IStR,	Art.	23	A,	B	N	13;	VOGEL,	Worldwide	Teil	II,	311.	






(Wohn‐)Sitzstaats  antreten  müssten.613  Um  diese  Beeinträchtigung  zu  verhindern 
und  eine weltweite Neutralität  zu  erreichen, müssen die  im Ausland  erzielten Ein‐
künfte  im  Wohnsitzstaat  von  der  Besteuerung  freigestellt  werden.  Dieses  Ergebnis 
könne nur durch Kapitalimportneutralität erreicht werden.614 Der Vorzug der Kapi‐
talimportneutralität wird von GANDENBERGER ferner mit dem Argument der staatlichen 
(Gegen‐)Leistungen  begründet.  Die  staatlichen  (Gegen‐)Leistungen  stellen  einen 
entscheidenden  Faktor  bei  der  Wahl  des  Investitionsstandorts  dar.  GANDENBERGER 
führt aus, dass das Steuerniveau  in einem Staat dem Niveau an staatlichen (Gegen‐)




nen  für eine höhere Besteuerung und  somit  für eine besseren  Infrastrukturleistung, 
die zu hoher Produktivität führe, oder für eine niedrigere Besteuerung und damit für 
geringere staatliche Infrastrukturen.616 Für den Fall, dass der Quellenstaat ein niedri‐
geres  Steuerniveau  hat  als  der  Wohnsitzstaat,  könne  diese  Entscheidungsfindung 
stark  beeinträchtigt  werden.  Ein  kapitalexportneutrales  System  würde  mithin  die 
Wettbewerbsneutralität stören, denn ein  Investor würde  im Quellenstaat trotz eines 






























tet das, dass  «neither  country will  attempt  to  use  its  fiscal  power  to  change  relative 
prices  in  the other country, any more  than  it would  in  the absence of  taxes.»623 TURE 
kommt  zum  Ergebnis,  dass  die  Welteinkommensbesteuerung  zur  Verzerrung  der 






Ein Teil  der  Lehre  lehnt  die Kapitalimportneutralität mit  der  Begründung  ab,  dass 












Die  Zunahme  an  Mobilität  ermögliche  den  Unternehmen,  ihre  Geschäftstätigkeiten 
überall  auf der Welt  auszuüben.626 Zudem habe die Globalisierung  bewirkt,  dass  die 
Unternehmen in einer immer mehr global ausgerichteten Wirtschaft miteinander kon‐
kurrierten.  Die  Kapitalimportneutralität  und  somit  die  Quellenbesteuerung  trügen 
dieser Globalisierung nicht Rechnung. Nur eine steuerrechtliche Gleichbehandlung der 







benden Einfluss  auf die Entscheidung  für  eine  Investition  im Ausland  ausüben. Bei 
den Eigentumsvorteilen handelt es sich um bestimmte Vorteile eines Unternehmens 





















verfügt.633  Sowohl  eine  international  koordinierte,  kapitalexportneutrale  als  auch 
kapitalimportneutrale Besteuerung können die Erreichung der Kapitaleignerneutrali‐
tät gewährleisten.634 











portneutralität  und  der  Kapitalimportneutralität  beruhe,  unvollständig  sei.  VOGEL 
vertritt  die  Meinung,  dass  das  Konzept  von  Neutralität  sowohl  die  Sichtweise  des 
Ansässigkeitsstaats als auch diejenige des  Investitionsstaats abdecken  solle. Demzu‐
folge werde eine umfassende Neutralität nur dann erreicht, wenn sie als vollständige 

















lastung,  sondern auch die  staatliche Gegenleistung einzubeziehen.640 Bei einer  In‐
vestitionsentscheidung berücksichtigt der Investor somit nicht nur die zu erwarten‐
de steuerliche Belastung, sondern auch die Leistung, die der Staat anbietet. Massge‐










same  circumstances,  uses  these  facilities  to  the  same  extent.»  Nach  Ansicht  von 
                                                                  
638		 VOGEL,	Worldwide	Teil	II,	313.		
639		 VOGEL,	Worldwide	Teil	 II,	 313	ff.	Die	 Idee	 einer	 inter‐nation	neutrality	wurde	auch	von	TURE	




















Die  Steuern  haben  «[...]  not  [to]643  interfere  with  the  choice  between  domestic  and 
foreign  investment or with the distribution of  foreign  investment among various coun‐
tries.»644 Mit anderen Worten lässt sich der Begriff der Steuerneutralität so verstehen, 
dass  eine  Investitionsentscheidung nicht  von  steuerrechtlichen Faktoren beeinflusst 
werden  sollte. Auf  internationaler  Ebene  ist  die  steuerrechtliche  Beeinflussung  der 
Standortwahl  von  massgebender  Bedeutung.645  Die  internationale  Allokation  des 
Kapitals wird  ihr Maximum  an Effizienz nur dann  erreichen, wenn das  Steuerrecht 
keinen  Einfluss  auf  sie  ausübt.646  Bewertet  und  analysiert  wird  die  internationale 
Steuerneutralität durch die von RICHARD und PEGGY MUSGRAVE entwickelten Grundsätze 
der Kapitalexportneutralität  und  der Kapitalimportneutralität.647 Die Kapitalexport‐




der ausländischen Steuer  ist es  für die  Investoren  steuerrechtlich neutral, ob  sie  im 
Inland oder im Ausland wirtschaftlich tätig werden. Sie werden immer auf dem Steu‐
erniveau ihres Wohnsitz‐ oder Ansässigkeitsstaates erfasst.648 Die Kapitalimportneut‐
ralität  gewährleistet  dagegen  die  Gleichbehandlung  sämtlicher  am  Auslandmarkt 
tätigen Konkurrenten unabhängig von  ihrem Wohnsitz oder  ihrer Ansässigkeit. Die 












der  Kapitalexportneutralität,  der  Kapitalimportneutralität  und  der  zwischenstaatli‐









sicherstellen,  dass  ein  Wirtschaftsteilnehmer,  der  im  Ausland  Investitionen  tätigt, 











































Art wirtschaftlichen Zugehörigkeit  sprechen, die, wie  allgemein bekannt  ist,662  eine 

















Wirtschaft  dar.  Das  von  VOGEL  entwickelte  Konzept  der  zwischenstaatlichen  Ge‐
rechtigkeit bezieht die staatlichen Gegenleistungen in die Investitionsentscheidung 
mit ein. Bei einer Investitionsentscheidung berücksichtigt somit der Investor nicht 
nur die  zu  erwartenden  steuerlichen Belastungen,  sondern  auch die Leistung, die 
der Staat anbietet.665 Wie HONGLER und PISTONE überzeugend  schildern,  stellt der 
Staat dem Nutzer die notwendigen  Infrastrukturen zur Verfügung, die dem  inter‐
netbezogenen  Unternehmen  ermöglichen,  seine  Produkte  bzw.  seine  (Dienst‐)
Leistungen zu verkaufen. Hinzu kommt, dass auch die Nutzer und deren Verhalten 







schaftsteilnehmer  in der gleichen Lage und daher  eine Freistellung  im Wohnsitz‐ 
oder Ansässigkeitsstaat angewendet wird, so  ist diese Ansicht nichts anders als die 
Durchsetzung des Konzepts der Kapitalimportneutralität.668  


















der  Besteuerungsvorrang  eingeräumt  werden  soll,  wurden  in  diesem  Kapitel  die 
Grundsätze  der  Steuergerechtigkeit,  der  Steuereffizienz  und  der  Steuerneutralität 
als  steuer‐  und  wirtschaftspolitische  Orientierungsprinzipien  geschildert  und  be‐
wertet. Die Schilderung und Bewertung dieser Grundsätze  sollte eine Antwort auf 
die  Frage  geben, ob dem Wohnsitz‐  oder dem Quellenstaat der Besteuerungsvor‐
rang einzuräumen ist. Die Analyse der Steuergerechtigkeit und deren entsprechen‐
der Prinzipien  (nämlich das Leistungsfähigkeits‐ und das Nutzenprinzip  sowie die 




nicht  als  Steuermassstab  betrachtet werden. Als  Steuerrechtfertigungsgrund  kann 
das Nutzenprinzip  jedoch  dazu  dienen,  die Annahme  einer  vorrangigen  Besteue‐
rung des Quellenstaates auf dem Gebiet der digitalen Wirtschaft zu verstärken bzw. 
zu  rechtfertigen.671  Das  gleiche  Ergebnis  wird  auch  bei  der  Bewertung  der  zwi‐
schenstaatlichen Gerechtigkeit  erzielt.672  Im Rahmen  der Analyse  der Grundsätze 
der  Steuereffizienz und  Steuerneutralität wird  in dieser Arbeit der Kapitalimport‐








Kapitaleignerneutralität  eingeräumt.673  Aus  all  diesen  Gründen  scheint  somit  ein 
vorrangiges Besteuerungsrecht des Quellenstaats als eine mögliche gute Lösung für 
















































behandelte GEORG  VON  SCHANZ die  Frage, nach welcher Art  von Zugehörigkeit  eine 
steuerpflichtige  Person  der  Steuerhoheit  eines Gemeinwesens  unterstehen  sollte.680 
Um diese Frage beantworten zu können,  führte er zunächst vier Personenkreise auf, 
die  der  Steuerpflicht  unterliegen  können. Dabei  handelte  es  sich  um  die  «gesamte 
ortsanwesende Bevölkerung», die «Wohnbevölkerung», die «gesamte  rechtliche Bevöl‐
kerung» und die Bevölkerung, die eine wirtschaftliche Zugehörigkeit zum Gemeinwe‐






schen Begründung  ab.683 Er brachte  vor, dass diese Anknüpfungskriterien  auch  zur 














pelbesteuerung»  aufkommen  lasse.685 Die wirtschaftliche  Zugehörigkeit  sei  dagegen 
das geeignete Konzept  für die Begründung der Steuerpflicht, denn sie könne die ge‐
schilderten  negativen Auswirkungen  vermeiden  sowie  eine  gerechte Aufteilung  der 
Steuerlast  gewährleisten.686  VON  SCHANZ  führte  somit  aus,  dass  jede  Person  in  der 
Gemeinde, im Bundesstaat sowie im selbständigen Staat der Steuerpflicht unterstehen 
solle, zu der bzw. zu denen sie wirtschaftlich zugehörig sei: «Jeder, der wirtschaftlich 


















































694		 DE	 WILDE,	 Intertax	 2015,	 796	f.;	 KEMMEREN,	 Principle,	 33;	 PINTO,	 E‐Commerce,	 48;	 VOGEL,	
Worldwide	Teil	I,	223.		
695		 LEAGUE	OF	NATION,	Economic	and	Financial	Commission,	Report	on	Double	Taxation	submitted	




steuerung  untersuchen  und  danach  die  mögliche  Einführung  neuer  allgemeiner 
Grundsätze zu deren Vermeidung auswerten.696  
Im Zuge dieser Untersuchung  führen  sie  aus, dass das Prinzip der wirtschaftlichen 















be neglected. The same  is  true of  the benefits connected with  the consumption 





















Origin, on the other hand, refers to that specific  location where  income  is pro‐
duced, i.e., income’s, economic location‘.» 
Daraus  ergebe  sich,  dass  Quelle  und  Herkunft  nicht  immer  miteinander  überein‐
stimmen. Die  vier Wissenschaftler  vertreten weiter  die Meinung,  dass  der Ort  der 



























upon which  finally depends  the question whether  the production of  the wealth 
will ever be a profitable production or not. It chooses the local management, de‐

























bewertet.710  Während  die  materiellen  Vermögenswerte  sowie  die  (un‐)beweglichen 
Sachen711 dem Quellen‐ oder Herkunftsstaat zugeteilt werden  sollen,  sollen die  im‐







verlegung  bei  aussließlicher  Anwendung  des  Ursprungsprinzips»  von  1967  schlägt 
HORST  WALTER  ENDRISS  eine  ausschliessliche  Besteuerung  des  Einkommens  am 
Ursprungsort  vor. Um  diese Ansicht  zu  bekräftigen,  bewertet  er  die Gründe  für 
eine ausschliessliche Beschränkung der Besteuerung auf das Wohnsitzprinzip  so‐





kein  Interessenkonflikt  zwischen  zwei  Staaten  mehr  entstehen.716  Durch  eine  aus‐
schliessliche Besteuerung im Wohnsitzstaat werde weiter die persönliche Leistungsfä‐
                                                                  
























und  von  der  Besteuerung  im Wohnsitzstaat  freigestellt werden.720 Durch  eine  aus‐
schliessliche Anwendung des Ursprungsprinzips werde ferner die Steuerbelastung zu 
einem echten Standortfaktor.721 Schliesslich vertritt ENDRISS die Ansicht, dass es rela‐





den  dargestellten  Gründen  spreche  für  eine  ausschliessliche  Beschränkung  auf  das 
Ursprungsprinzip nach ihm auch die Tatsache, dass bei der Einkommensbesteuerung 
die Erzielung des Einkommens besteuert werde. Folglich  sei  es notwendig, den Be‐





















Definition  des  Ursprungs  von  BÜHLER729  vertritt  ENDRISS  die  Ansicht,  dass  der  Ur‐
sprung des Einkommens am Ort liege, wo das Einkommen erarbeitet und erwirtschaf‐
tet werde.730 Er  führt weiter aus, dass der Ort der Erarbeitung und Erwirtschaftung 
des  Einkommens  in  der  Regel  ohne  Schwierigkeiten  festgestellt  werden  könne.  Es 
genüge  für  die  Besteuerung  zu  bestimmen,  dass  sich  der Ort  der  Erarbeitung  und 
Erwirtschaftung  des  Einkommens  innerhalb  der  Landesgrenzen  eines  bestimmten 
Staates befinde. Eine exakte Feststellung dieses Ortes sei nach der Ansicht von END‐
RISS  überflüssig.731  Der  Ursprungsort  lasse  sich  ferner  auch  durch  die  Anwendung 

































angewendet  werden,  dann  müsse  sich  die  Besteuerung  nach  dem  (Wohn‐)Sitzort 

















Forschungsbeitrag  das  Konzept  der  Quelle  nur  von  RICHARD  und  PEGGY  MUSGRAVE 
vollumfänglich untersucht wurde.739 Abgesehen von diesen beiden Theoretikern galt 
dieses Konzept sowohl in der Lehre als auch in der Praxis als eindeutig und selbstde‐





























Anders  ausgedrückt,  stellen  die  Zuordnung  der  einzelnen  Wertschöpfungsschritte 
und  insbesondere  die  Bestimmung  der  Entstehung  der  Wertschöpfung  die  Haupt‐
problematik dieses Quellenkonzeptes dar.743 Auch die Praxis bestätigt dieses Problem: 
Die  staatliche Gesetzgebung ordnet weder die einzelnen Wertschöpfungsschritte zu 
noch  bestimmt  sie  die  Entstehung  der  Wertschöpfung.  Dementsprechend  gibt  sie 
dem Begriff der Quelle keine einheitliche Definition.744 Der Ansicht von VOGEL nach 
erschwert diese Lücke die Beantwortung der Frage, nach welchem Prinzip das Besteu‐
erungsrecht  konkurrierender  Staatsgewalten  zugewiesen  und  gegeneinander  abge‐
grenzt werden kann.745 Dazu führt er folgendes aus:746 
«[...] a discussion on whether or not a source‐based taxation of income is prefer‐





der  Prinzipien  der  Steuergerechtigkeit,  Steuereffizienz  und  Steuerneutralität  beant‐
wortet werden.747 
Gestützt auf die Tatbestände der direkten Investitionen, der Lieferungen und Leistun‐














und  Steuerneutralität  ein  ausschliessliches Besteuerungsrecht des Quellenstaats  be‐
günstigen.750 Hinsichtlich der Definition der Quelle bestätigt er, dass sich die Quelle 
der  Einkünfte  in  jenem  Staat  befindet,  in  dem  die  Wertschöpfung  erzielt  wird.751 
VOGEL umschreibt somit die Quelle der Einkünfte aus den direkten Investitionen als 















erziele,  begründe  eine  engere Beziehung  zu  diesem  Staat,  sodass  ihre  Steuerpflicht 
gegenüber  ihm  gerechtfertigt  sei.756  Die  physische  Präsenz  eines  Einkommens  im 


























dem  Staat und der Erwirtschaftung der Einkünfte  finde nur  im  Staat O  statt.  Solle 
                                                                  










den	 hatte,	 denn	 das	 Einkommen	 ist	 aus	 seinem	 Ursprungstaat	 ausserhalb	 der	 USA	 zu	 dem	
Nichtansässigen	geflossen	(KEMMEREN,	Principle,	34	f.).		
759		 KEMMEREN	 betont	 jedoch,	 dass	 aufgrund	 seiner	 engen	 Verknüpfung	mit	 der	wirtschaftlichen	









prinzip  sei bereits mit der physischen Präsenz des Einkommens  in  einem  Staat  er‐
füllt.763 
Auch für KEMMEREN ist die Festlegung des Ursprungs der Einkünfte nicht eindeutig.764 
Gestützt  auf  bereits  bestehende Aussagen  über  das Quellenprinzip  stellt  er  jedoch 
fest,  dass  die  Erzielung  der  Einkünfte  in  einem  engen  Zusammenhang  mit  dem 
menschlichen Handeln stehe.765 Er vertritt die Meinung, dass die Fähigkeit zur Wert‐
schöpfung  und  Erzielung  der  Einkünfte  nur  Menschen  zustehe.  Wirtschaftsgüter 
könnten nur durch die Handlung einer Person Mehrwert erhalten, denn sie seien aus 















some	physical	presence,	 some	 tangible	and	visible	activity»	 (Hervorhebung	 hinzugefügt).	





tellectual	 element»,	 «some	 physical	 presence,	 some	 tangible	 and	 visible	 activity»,	 «erarbeitet»	
























der Ursprungsort  der  aus  dem  E‐Commerce  erwirtschafteten  Einkünfte.	Mit  anderen 















«[...]a client  in State C wants  tax advice on particular  issue. He contacts his 
tax lawyer via the Internet. The tax law firm has a server in State S. The client 
puts his questions  to  the personal Web site of his tax  lawyer. The  tax  lawyer 
reads the questions, prepares his advice in State O using, inter alia, the firm’s 
databases  in States D1, D2 and D3. After he has  finished  the advice and has 
placed it on his personal Web site via the Internet using the server in State S, 
he files the advice at a firm’s database in State F, which database can be con‐
sulted  for a  free by colleagues who have to solve similar  issues. Via the Inter‐
net, the client downloads the advice from the server in State S, implements it in 
its activities, and pays a fee.» 
KEMMERENS  Meinung  nach  liegt  der  Ursprung  einer  digitalen  (Dienst‐)Leistung  in 
jenem Staat vor, in dem das intellektuelle Element aktiv zur Erzielung der Einkünfte 
beitrage.772 Er  legt  fest, dass das  intellektuelle Element der Erarbeitung der  steuer‐








mit der Begründung, dass es  (fast) unmöglich  sei, den Ort  festzulegen,  in dem  sich 












sprungsprinzip  vollumfänglich decke.776 Erstens  stehe  ein  steuerrechtliches  System, 
das sich auf das Ursprungsprinzip bezieht, nicht mit dem EU‐Recht im Widerspruch. 
Hinzu komme, dass die Steuerhoheit eng mit demjenigen Staat verbunden sei, in dem 
















und	 der	Kapital‐	 und	Arbeitsimportneutralität	 (capital	and	 labour	 import	neutrality	–	CLIN).	
Die	Kapital‐	und	Arbeitsexportneutralität	bestimmt,	dass	«[...]	an	 income	recipient	should	pay	
the	same	total	(domestic	plus	foreign)	tax,	whether	he	receives	a	given	labour	or	investment	in‐













jekt  für  den  gleichen  Besteuerungszeitraum  zu  übereinstimmenden  oder  ähnlichen 
Steuern  bezeichnet.781  Der  Zweck  des  OECD‐Musterabkommens  besteht  in  erster 
Linie darin, Doppelbesteuerung zu vermeiden.782 
Das OECD‐Musterabkommen umfasst sieben Abschnitte. Die ersten beiden Abschnit‐
te  sind  dem  Geltungsbereich  des  Musterabkommens  sowie  den  massgebenden  Be‐
griffsbestimmungen gewidmet. Beim dritten Abschnitt handelt es sich um den Haupt‐
abschnitt des OECD‐Musterabkommens, der sich mit den Verteilungsnormen befasst. 




von	 Einkommen	 und	 Vermögen	 (OECD‐MA),	 das	 laufend	 angepasst	 wird	 (neuester	 Stand:	
21.	November	2017).	
780		 Ausführlicher	 zur	 Geschichte	 des	 OECD‐Musterabkommens	 u.a.	 LEHNER,	 in:	 Vogel/Lehner,	
DBA,	Grund.	Rz.	33	und	SCHAUMBURG/HÄCK,	in:	Schaumburg,	IStR,	Rz.	19.14	ff.		











besteuerung	vor	 (MATTEOTTI/HORN,	 in:	Zweifel/Beusch/Matteotti,	Kommentar	 IStR,	Einl.	N	21).	
Während	bei	der	effektiven	Doppelbesteuerung	eine	steuerpflichtige	Person	 faktisch	der	Be‐
steuerung	 für	dasselbe	Steuerobjekt	durch	mehrere	 staatliche	Steuerhoheiten	untersteht,	 ist	














mögensarten  besteuern  darf.786 Die Verteilungsnormen  können  ausschliesslichen 




die Anrechnungs‐  oder die  Freistellungsmethode  zur Vermeidung der Doppelbe‐
steuerung im Ansässigkeitsstaat Anwendung finden. Dies wird sodann erst aus den 
Methodenartikeln  hergeleitet.789  Andere  Verteilungsnormen  beschränken  das 
Besteuerungsrecht  des  Quellenstaates.790  Diese  Verteilungsnormen  sehen  bspw. 
                                                                  
783		 Zum	Ganzen	LEHNER,	in:	Vogel/Lehner,	DBA,	Grund.	Rz.	76.	





788		 Dabei	handelt	es	 sich	um	diejenigen	Verteilungsnormen,	die	den	Satz	«können	nur	 in	 [...]	be‐
steuert	werden»	 enthalten.	Als	Beispiel	 können	u.a.	 Art.	7	Abs.	1	OECD‐MA,	Art.	8	Abs.	1	 und	
Abs.	2	OECD‐MA	und	Art.	13	Abs.	3	OECD‐MA	angeführt	werden	(ausführlicher	dazu	LANG	M.,	
Einführung,	78	f.	und	100	ff.;	LANG	M.,	FS	Jacobs,	29	und	Fn.	7).		






vor,  dass  der  Quellenstaat  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Steuersatz  besteuern 
darf.791  
Zu  beachten  ist,  dass  die Verteilungsnormen  optional  ausgestaltet  sind.  Sie  stellen 
fest, dass ein Staat gewisse Einkommens‐ oder Vermögensarten besteuern kann,  sie 
bestimmen jedoch nicht, ob, wie und in welcher Höhe eine Steuer tatsächlich erhoben 















Die Quellenregeln  sind  darauf  gerichtet,  den  Staat  zu  bestimmen,  in  dem  sich  die 
Vermögenswerte befinden bzw. die Einkünfte ihre Herkunft haben.795 Die Quellenre‐













Quellenregeln  unterschiedlich  detailliert  bestimmt  werden  und  vielfältige  Gestal‐
tungsmöglichkeiten  bieten.797  Das  OECD‐Musterabkommen  enthält  bspw.  einige 
ausführliche Legaldefinitionen. Ein bedeutsames Beispiel stellt Art. 5 OECD‐MA dar, 


































hang  mit  der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  steht,  wird  in  diesem  Kapitel  nur  auf 
diese Art von Zugehörigkeit eingegangen. 
Aus  schweizerischer  Sicht  liegt  eine  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  vor,  wenn  ein 
Nichtansässiger  nur  mit  gewissen  wirtschaftlichen  Interessen  der  Steuerhoheit  der 
Schweiz bzw. eines Kantons unterworfen ist.804 In diesem Fall kann das Gemeinwesen 
nur die für die Zugehörigkeit dazugehörenden Interessen in den Kreis seiner Besteue‐
rung  einbeziehen.  Diese  Konstellation  entspricht  der  beschränkten  Steuerpflicht 
(Art. 6 Abs. 2 und Art. 52 Abs. 2 DBG). In diesem Fall betrifft die Besteuerung nur das 
Einkommen  aus  bestimmten  inländischen Quellen.  Es  kommt mithin  das Quellen‐
prinzip  zur  Anwendung.805  Während  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  der  natürli‐
chen Person  in Art. 4 und Art. 5 DBG sowie  in Art. 4 StHG geregelt wird, reglemen‐
tiert  Art. 51  DBG  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  juristischer  Personen.806  Als  die 
wichtigsten  Anknüpfungspunkte  der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  zählen  das 
Grundeigentum, die Betriebsstätte und die Geschäftsbetriebe.807 Aus diesen Begriffen 
lässt sich jedoch keine Definition der Quelle ableiten.  








806		 OESTERHELT/SCHREIBER,	 in:	 Zweifel/Beusch,	Kommentar	DBG,	Art.	51	N	1;	OESTERHELT/SEILER,	
in:	Zweifel/Beusch,	Kommentar	DBG,	Art.	4	N	1.	









und  legen  fest, dass die Erwirtschaftung der Einkünfte  in  einem  engen Zusammen‐
hang mit dem menschlichen Handeln bzw. mit der menschlichen Tätigkeit  steht.809 
Gestützt  auf die Definition des Ursprungs  von BÜHLER  vertritt ENDRISS die Ansicht, 
dass der Ursprung des Einkommens am Ort liege, wo das Einkommen erarbeitet und 
erwirtschaftet  werde.810  RICHARD  und  PEGGY  MUSGRAVE  umschreiben  die  Quelle  als 
«place  of  income‐generating  activity».811  Nach  Ansicht  von  VOGEL  befinde  sich  die 
Quelle in jenem Staat, in dem die Wertschöpfung erzielt werde.812 Ferner lehnt KEM‐
MEREN die Anwendung des Quellenprinzips zugunsten des Ursprungsprinzips ab und 






Sämtliche  dargestellten  Definitionen  gehen  auf  das  Konzept  der  wirtschaftlichen 




















physischer  Präsenz. Obwohl  die Digitalisierung  den  Zugang  zum Markt  durch  den 
Einsatz einer geringeren physischen Präsenz als jemals zuvor ermöglicht hat, sind die 
Kerntätigkeiten  eines  Unternehmens  unverändert  geblieben.  Nach  wie  vor  werden 
Produkte  hergestellt,  vertrieben  und  an  den Kunden  verkauft.818 Die  Innovationen 
und die Fortschritte der IKT haben jedoch die Grundstruktur des Wertschöpfungsver‐
fahrens so deutlich verändert, dass die traditionellen steuerrechtlichen Anknüpfungs‐
punkte nicht mehr  zeitgemäss  erscheinen.819 Daraus  ergibt  sich die Notwendigkeit, 
ein neues Konzept der Quelle zu erarbeiten.820 
Den  oben  geschilderten  Definitionen  nach  befindet  sich  die  Quelle  in  demjenigen 





































vorgeschlagene  Lösung  einen  optimalen  Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  eines 














im  Marktstaat  stattfindet.  Schliesslich  knüpft  der  dritte  Faktor  daran  an,  dass  ein 
Unternehmen, das Güter oder Dienstleistungen entweder über eine digitale Präsenz 



















recht  sowie  die  Volkswirtschaft  betrifft.830  Heutzutage  wird  der  Parallelismus  zwi‐
schen Welteinkommensbesteuerung eines Ansässigen und Quellenbesteuerung eines 
Nichtansässigen von (fast) allen staatlichen Steuersystemen vorgesehen und durchge‐
setzt.  Während  für  das  Welteinkommensprinzip  die  persönlichen  Beziehungen  zu 
einem Staat massgebend sind, bezieht sich die Besteuerung nach dem Quellenprinzip 
auf die Herkunft der Einkünfte.831 

























Die  Steuergerechtigkeit  ist  eine Unterform der  iustitia  distributiva und  gilt  als  «der 
oberste Wert der Gemeinschaft der Steuerpflichtigen».834 Im Bereich des internationa‐
len  Steuerrechts  wird  zwischen  der  interindividuellen  Gerechtigkeit  und  der  zwi‐
schenstaatlichen  Gerechtigkeit  unterschieden.  Die  interindividuelle  Gerechtigkeit 
betrifft somit die Frage nach der Art und Weise sowie nach der Höhe des von einer 
steuerpflichtigen Person zu leistenden Beitrags zur Deckung des öffentlichen Finanz‐






entsprechenden  Prinzipien  hat  gezeigt,  dass  das  Leistungsfähigkeitsprinzip  nichts 
beitragen kann zur Beantwortung der Frage, nach welchem Prinzip das Besteuerungs‐























erreichen,  wenn  das  Steuerrecht  keinen  Einfluss  auf  sie  ausübte.839  Bewertet  und 
analysiert wird die internationale Steuerneutralität durch die von RICHARD und PEGGY 
MUSGRAVE  entwickelten Grundsätze der Kapitalexportneutralität und der Kapitalim‐


























del zu  treiben  als auch Leistungen zu erbringen. Heutzutage  lässt  sich beobachten, 
dass das  internationale  Steuerrecht nicht mit dem Wandel der  globalen Wirtschaft 













und  COLIN,845  HONGLER  und  PISTONE,846  OLBERT  und  SPENGEL847  und  BRAUNER  und 











steuerung  der  digitalen  Wirtschaft  zu  bewältigen,  auf  die  Ministerkonferenz  über 
elektronischen Geschäftsverkehr in Ottawa von 1998 zurück.849 Seit 2013 befassen sich 
die OECD und die G20 mit dem BEPS‐Projekt, das  im Aktionspunkt  1 die Thematik 
der  digitalen  Wirtschaft  behandelt.850  Darüber  hinaus  hat  die  EU‐Kommission  im 
September 2017 eine Mitteilung über die Herausforderungen für die Besteuerung der 
digitalen  Wirtschaft  und  im  März  2018  zwei  entsprechende  Richtlinienvorschläge 
veröffentlicht.851 In der Praxis haben schliesslich auch einige Staaten unilaterale Mas‐
snahmen  zur  Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft  durchgesetzt.852  Hauptgegen‐
stände  des  BEPS‐Aktionspunkts  1,  der  Vorschläge  der  EU‐Kommission,  der  For‐
schungsbeiträge  sowie der unilateralen Massnahmen der  Staaten  stellen die Anpas‐
sung  des  Betriebsstättenbegriffs,853  die  Einführung  einer  Quellensteuer  auf  digitale 
Transaktionen854 und die Revision der Verrechnungspreisleitlinien855 dar. Im Verlauf 
dieses Teils werden die  erwähnten Lösungsvorschläge  geschildert und bewertet. Da 
diese Arbeit  auf  die Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft  im Rahmen  der  direkten 





















herkömmlichen  Wirtschaft  geltenden  Prinzipien  auch  als  Orientierungsgrundsätze 
zur  Besteuerung  des  E‐Commerce  gelten müssen.860 Als  «steuerliche  Rahmenbedin‐
gungen von Ottawa» zählen die Prinzipien der Neutralität, der Effizienz, der Verläss‐
lichkeit  und  Verständlichkeit,  der  Wirksamkeit  und  Fairness  und  das  Prinzip  der 
Flexibilität.861 Das Prinzip der Neutralität ist der steuerrechtlichen Gleichbehandlung 










860		 «The	 taxation	principles	 that	guide	governments	 in	 relation	 to	 conventional	 commerce	 should	
also	guide	them	in	relation	to	e‐commerce	...	Existing	taxation	rules	can	implement	these	prin‐
ciples.	The	application	of	these	principles	to	e‐commerce	should	be	structured	to	maintain	the	fis‐







Verlässlichkeit und Verständlichkeit  legt  ausserdem  fest,  dass  die  steuerrechtlichen 
Normen klar und verständlich sein sollen, um somit die Rechtssicherheit sicherzustel‐
len.864 Ferner ist der Grundsatz der Wirksamkeit und Fairness auf die Gewährleistung 
einer  inhaltlich und zeitlich  richtigen Steuerveranlagung  sowie der Vermeidung der 




Prinzip  der  Steuergerechtigkeit  zu  berücksichtigen.867  Die  Ministerkonferenz  von 








Seit  2013  befassen  sich  die OECD  und  die G20 mit  dem BEPS‐Projekt,  das  u.a.  die 
Thematik der digitalen Wirtschaft umfasst. BEPS stellt das Akronym von «Base Erosion» 
























tionen  zu den multinational  tätigen Unternehmen.870 Am  5. Oktober  2015  sind die 
Schlussberichte  zu  sämtlichen  BEPS‐Aktionspunkten  veröffentlicht  worden.  Die 
Schlussberichte stellen ein umfassendes Massnahmenpaket zur Besteuerung der digi‐
talen Wirtschaft dar, das bereits bestehende sowie neue Mindeststandards regelt und 
neue Methoden  zur  Erleichterung  der Konvergenz  von  staatlichen  Praktiken  sowie 
Leitlinien  auf  der  Basis  von  anerkannten  steuerrechtlichen  Verfahren  vorsieht.871 
























































tert.882 Neben  den  Problematiken  der Gewinnverschiebung  und  der Gewinnverkür‐
zung  befassen  sich  die  Berichte mit  den  durch  die Digitalisierung  hervorgerufenen 
Herausforderungen  für die Besteuerung der digitalen Wirtschaft.883  Im Rahmen der 
direkten Besteuerung  sind die Herausforderungen  für die Besteuerung der digitalen 






kennzeichnen.885  Es  besteht  kein  Bedarf mehr, weder  den  Standort  des Verkäufers 




























kator  der  Leistungsfähigkeit  eines  digitalisierten Unternehmens  betrachtet werden. 
Die Erhebung und Auswertung der Daten führen zur Anpassung und Optimierung der 
Internetplattformen  an  den  Bedürfnissen  der  Nutzer  und  folglich  zum  Erfolg  des 





Die  Innovationen und Fortschritte der  IKT haben  schliesslich zur Entstehung neuer 

















Hinsichtlich  der  Herausforderungen  für  die  Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft 
werden  hauptsächlich  folgende  Optionen  untersucht  und  bewertet:  die  Schaffung 




Dieser  erste  Lösungsvorschlag  betrifft  diejenigen  Geschäftsmodelle,  bei  denen  ein 
Unternehmen seine Geschäftstätigkeiten in einem Staat ausübt, ohne dort eine physi‐
sche Präsenz zu haben.896 Im Grunde wird die Schaffung eines neuen sinnvollen An‐
knüpfungspunkts  in  Form  einer  wesentlichen  wirtschaftlichen  Präsenz  vorgeschla‐
gen.897 Das Vorliegen dieser Anknüpfung kann anhand von Umsatzfaktoren, Digital‐
faktoren und/oder auf Kunden bezogene Faktoren ermittelt werden:898 
Das  Überschreiten  einer  bestimmten  Umsatzschwelle  kann  den  ersten  möglichen 

















werden.901  Die  Festlegung  der  Umsatzschwellengrenze  soll  schliesslich  auch  dem 
Verwaltungsaufwand der betroffenen  Steuerbehörde bzw. der  steuerpflichtigen Per‐
sonen  sowie  der  Beseitigung  der  Unsicherheit  für  die  steuerpflichtigen  Personen 
Rechnung tragen.902 
Bestimmte  lokal  angepasste,  digitale  Funktionen,  die  die Geschäftstätigkeiten  eines 
Unternehmens  im  jeweiligen  Staat  erleichtern,  können  einen  weiteren  möglichen 
Faktor  zur  Ermittlung  des  Vorliegens  einer  wesentlichen  wirtschaftlichen  Präsenz 
darstellen.903 Dazu zählen u.a. lokale Domainnamen, lokale, digitale Plattformen und 
lokale Zahlungsoptionen.904  
Das  Vorliegen  einer  wesentlichen  wirtschaftlichen  Präsenz  kann  schliesslich  durch 
nutzerbasierte Faktoren ermittelt werden.905 In diesem Fall können u.a. die Gesamt‐
zahl der monatlichen aktiven Nutzer einer Internetplattform,906 die Anzahl der online 
























vor.909  Einer  digitalen  Betriebsstätte  könnte  jedoch  kein  Gewinn  zugeteilt  werden, 
denn die Durchführung der Funktionsanalyse würde zum Ergebnis führen, dass es der 
digitalen Betriebsstätte  an  relevanten  (Personal‐)Funktionen mangelt.910  Infolgedes‐
sen  schlägt  der  Bericht  alternative Gewinnzuordnungsvorschriften  für  die  digitalen 
Betriebsstätten vor. Dazu zählen die Anwendung einer formelbasierten Gewinnauftei‐
lung  oder die Zuweisung  von  fiktiven Gewinnen  auf Basis  von  bestimmten Annah‐
men.911 Diese Methoden sind allerdings mit einer Reihe von Schwierigkeiten verbun‐
den: U.a. können  sie bspw.  zu  einer Ungleichbehandlung  zwischen herkömmlichen 
und rein digitalisierten Unternehmen führen.912  
3.3		 Einführung	einer	Quellensteuer	auf	digitale	Transaktionen	
Die  Einführung  einer Quellensteuer  auf  digitale  Transaktionen wird  als  zweite  Lö‐
sungsvariante vorgebracht.913 Diese Steuer kann entweder als finale Quellensteuer auf 
bestimmte  Transaktionen914  oder  als  Erhebungsform  für  die  Besteuerung  der  oben 






























nicht  erkennen,  ob  eine Quellensteuer  auf  eine  digitale  Transaktion  tatsächlich  zu 
erheben ist oder nicht.921 Aus wirtschaftlicher Sicht liegt das Problem darin, dass die 
Quellensteuer auf digitale Transaktionen auf das Bruttoeinkommen abstellt. Die Be‐
messung  der  Quellensteuer  auf  Bruttoeinkommen  kann  eine  Benachteiligung  oder 
eine Diskriminierung der nicht ansässigen Unternehmen bewirken, denn die ansässi‐
gen  Unternehmen  werden  üblicherweise  auf  Basis  ihrer  Nettoeinkommen  besteu‐
ert.922 Somit wird befürchtet, dass eine solche Quellensteuer Konflikte mit dem Welt‐
handelsrecht (GATT‐Abkommen) sowie mit dem EU‐Recht auslösen kann.923  
In Anbetracht dieser Aspekte wird der  Schluss  gezogen, dass die Quellensteuer  auf 






























reiche  des  BEPS‐Projekts  dadurch  berührt  sind.  Ausgenommen  vom  BEPS‐
Aktionspunkt  1 weist  jedoch kein anderer BEPS‐Aktionspunkt einen direkten Bezug 














Der  BEPS‐Aktionspunkt  2  zur Neutralisierung  der  Effekte  hybrider Gestaltungen932 
und der BEPS‐Aktionspunkt 4 zur Begrenzung der Gewinnverkürzung durch Abzug 
von Zins‐  oder  sonstigen  finanziellen Aufwendungen933  zielen darauf  ab, die durch 
das Ausnutzen von Lücken in den Steuersystemen der jeweiligen Staaten verursachte 
Gewinnverkürzung  und  Gewinnverlegung  zu  beseitigen.934  Da  die  Risiken  der  Ge‐
winnverkürzung  und  der Gewinnverlegung  durch  die  digitale Wirtschaft  verschärft 
werden, können die  in den entsprechenden Schlussberichten vorgeschlagenen Mass‐
nahmen  ihnen entgegenwirken.935  Im Bereich der digitalen Wirtschaft  ist weiter der 


















937		 OECD,	 Final	Report	–	Action	5,	 9	ff.;	OECD,	 Explanatory	 Statement,	 14;	OLBERT/SPENGEL,	WTJ	
2017,	6.	
938		 OECD,	 Final	Report	–	Action	5,	 9	ff.;	OECD,	 Explanatory	 Statement,	 14;	OLBERT/SPENGEL,	WTJ	
2017,	6;	SIF,	Faktenblatt	BEPS,	3.	




dass  eine  wesentliche  Geschäftstätigkeit  vorliegt.940  Neben  den  dargelegten  BEPS‐
Aktionspunkten soll auch der BEPS‐Aktionspunkt 3 zur Stärkung der Vorschriften zur 
Hinzurechnungsbesteuerung  (sog. CFC‐Regeln) der Lösung der Besteuerungsproble‐









deststandardvorschriften  zur  Verhinderung  von  Abkommensmissbräuchen  vor.947 

















Nichtansässigkeitsstaat	 abgeschlossenen	 Doppelbesteuerungsabkommen	 steuerrechtliche	
Vorteile	zu	ziehen	(OECD,	Final	Report	–	Action	6,	17;	OECD,	Explanatory	Statement,	14;	PRO‐
KISCH,	in:	Vogel/Lehner,	DBA,	Art.	1	Rz.	101).	
949		 OECD,	 Final	 Report	–	 Action	 7,	 9;	 OECD,	 Explanatory	 Statement,	 15;	 OLBERT/SPENGEL,	 WTJ	




Aktionspunkten  8,  9  und  10  behandelten  Revisionen  der  Verrechnungspreisleitli‐






Aktionspunkts  15  dar,954  der  die  Einführung  eines  multilateralen  Instruments  zur 






Am  24.  November  2016  ist  das  MLI  formell  verabschiedet  und  veröffentlicht  wor‐
den.957 Am 7. Juni 2017 fand die erste Unterzeichnungszeremonie in Paris statt, in der 
das MLI von 70 Staaten, unter anderem auch von der Schweiz,958 unterzeichnet wor‐





952		 OECD,	 Final	Report	–	Action	8‐10,	 9	 ff;	OECD,	 Explanatory	 Statement,	 15	f.;	OLBERT/SPENGEL,	
WTJ	2017,	6	f.		















Das MLI besteht  aus  39 Artikeln963 und wird durch  ein «Explanatory Statement»964 
ergänzt,  das  die  Zusammenarbeit  zwischen  dem  MLI  und  den  einzelnen  DBA  er‐
klärt.965  Durch  dieses  Multilaterale  Instrument  soll  eine  rapide  und  international 










962		 Per	 5.	 Juni	 2018	 haben	bereits	 78	 Staaten	das	MLI	 unterschrieben	 (siehe	dazu:	 <http://www.
oecd.org/tax/treaties/beps‐mli‐signatories‐and‐parties.pdf>,	letzter	Besuch	am	30.	Juni	2018).	










968	 Dazu	 zählen	die	 Ergänzung	der	Präambel,	 die	Aufnahme	gewisser	 Abkommensmissbrauchs‐
klauseln	(Art.	6	und	7	MLI),	die	Einführung	der	Bestimmungen	zur	Streitbeilegung	im	Rahmen	
des	 Verständigungsverfahren	 (Art.	16	 und	 17	 MLI)	 sowie	 derjenigen	 zum	 Schiedsverfahren	









betreffenden DBA  ändert. Sie haben  sich daher bereit  erklärt,  sich mit der Schweiz 
über den Wortlaut der Änderung der DBA‐Vorschriften  zu  verständigen.970 Zurzeit 
befindet sich das MLI  im Vernehmlassungsverfahren, wobei dessen  Inkrafttreten  für 
2019 vorgesehen ist.971 
Hinsichtlich der digitalen Wirtschaft ist das MLI von besonderer Bedeutung, denn die 


























talen  Wirtschaft.  In  diesem  ersten  Teil  werden  die  Geschäftsmodelle  der  digitalen 
Wirtschaft mit den Geschäftsmodellen der herkömmlichen Wirtschaft verglichen und 
deren  Unterschiede  herausgearbeitet.  Es  wird  weiter  eine  wertschöpfungsbasierte 
Einordnung  der  Geschäftsmodelle  der  digitalen  Wirtschaft  vorgenommen  und  der 
Schluss  gezogen,  dass  die  immateriellen Vermögenswerte,  die Netzwerkeffekte,  die 
Nutzer, die Daten und die Ausübung einer Geschäftstätigkeit ohne das Erfordernis der 
physischen  Präsenz  in  einem  Staat  die  massgebenden  Wesensmerkmale  der  Ge‐
schäftsmodelle  der  digitalen  Wirtschaft  darstellen.  Der  Zwischenbericht  legt  dazu 
ausdrücklich  fest,  dass  diese  Eigenschaften  bei  der  Bewältigung  der  Heraus‐
forderungen  für  die  Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft  besonders  berücksichtigt 
werden sollen.977 
Ferner  zeigt  der  Zwischenbericht  die  Entwicklungen  bei  der Umsetzung  der BEPS‐
Aktionspunkte. Obwohl einige dieser Massnahmen bereits Effekte entfalten,978 ist die 
Umsetzung des BEPS‐Aktionspunkts 7 zur Verhinderung der künstlichen Umgehung 
des  Status  als  Betriebsstätte979  sowie  der  entsprechenden  Vorschriften  des  MLI980 
kaum erfolgt.981 Es wird ausserdem auf die von den Staaten erarbeiteten und  in der 



















Besteuerung.  Es  wird  bekräftigt,  dass  der  Anknüpfungspunkt –  der  «Nexus» –  die 
Daten darstellen. Der Zwischenbericht beschäftigt sich mit der Frage, ob eine gerechte 
Verteilung der Besteuerungsrechte zwischen den Staaten  vorliegt und ob die Daten 

















ten  seien  die  bisherigen  eingeführten  BEPS‐Massnahmen  ausreichend.986  Obwohl 
wesentliche  Meinungsunterschiede  zwischen  den  Staaten  bestehen,  sind  sich  die 


















digitalen  Wirtschaft  in  allen  Bereichen  des  BEPS‐Projekts  einbezogen:989  von  der 
Änderung des Betriebsstättenbegriffs990 bis zur Weiterentwicklung der Verrechnungs‐
preisleitlinien991  sowie  zu  den  Leitfäden  zur  Hinzurechnungsbesteuerung.	 992,993  Es 
wird in Aussicht gestellt, dass die anderen BEPS‐Aktionspunkte sowie deren entspre‐
chende Massnahmen wesentliche Auswirkungen  auf  die  Besteuerungsprobleme  der 
digitalen  Wirtschaft  haben  werden.  Es  wird  ausserdem  behauptet,  dass  bestimmte 
BEPS‐Massnahmen  die  Besteuerungsprobleme  der  digitalen  Wirtschaft  beseitigen 
können. Hinsichtlich der Verbrauchssteuern wird erwartet, dass sie in Zukunft effek‐
tiv dort erhoben werden, wo die Produkte verkauft werden.994 Im Allgemeinen emp‐




zung  und  der  Gewinnverlagerung  zu  implementieren  oder  in  ihre  DBA  aufzuneh‐
men.995 Aufgrund der Komplexität der Thematik hat der G20‐Summit 2017 die OECD 












Diskussionsstand  zur  Bewältigung  der  Herausforderungen  für  die  Besteuerung  der 
digitalen Wirtschaft informieren solle. Dieser Bericht ist im März 2018 erschienen und 
stellt  einen wichtigen Meilenstein  zur  Findung  einer  dauerhaften  und  langfristigen 
Lösung für die Besteuerung der digitalen Wirtschaft dar.996 Ein neuer Zwischenbericht 












rung der digitalen Wirtschaft. Die EU‐Finanzminister  sind  sich  einig  gewesen, dass 
Handlungsbedarf besteht und eine möglichst rasche Lösung  für die Besteuerung der 
digitalen Wirtschaft  erforderlich  ist. Eine  schlüssige Antwort  auf die  Frage, wie die 
digitale Wirtschaft besteuert werden darf, wurde nicht gegeben. Der ECOFIN‐Rat hat 
im Rahmen des Treffens  jedoch  zwei Lösungsansätze  vorgelegt. Während der  erste 






politische  Erklärung  fordert  eine  Lösung  für  die  Besteuerung  der  internetbasierten 
Unternehmen  wie  Google,  Amazon,  Facebook.1001  In  dieser  politischen  Erklärung 






















der  OECD  erfolgen.  Die  Mehrheit  der  EU‐Mitgliedstaaten  unterstützt  diesen  Vor‐
schlag.1004 
Verschiedene  kleine  Staaten  wie  Dänemark,  Irland  und  Luxemburg  sprechen  sich 


























lich  zu bestimmen, was unter «Wertschöpfung»  zu  verstehen  ist, wo  sie  stattfindet 
und wie  sie bemessen werden  kann.1010 Nach Meinung der EU‐Kommission  stellen 
somit  die  folgenden  Fragen  die  Hauptherausforderungen  für  die  Besteuerung  der 
digitalen Wirtschaft dar:1011 
«‐  Where  to  tax?  (nexus) –  how  to  establish  and  protect  taxing  rights  in  a 
country where businesses can provide services digitally with little or no physical 
presence despite having a commercial presence; and  






teilung  der  Steuerlast  zwischen  den  betroffenen  Staaten  zu  gewährleisten.  Dieser 
Wandel betrifft insb. das Betriebsstättenkonzept, die Verrechnungspreisleitlinien und 



































































































1028		Auf	 Deutsch	 wird	 sie	 als	 «Gemeinsame	 Konsolidierte	 Körperschaftsteuer‐Bemessungs‐
grundlage»	(GKKB)	bezeichnet.	Da	heutzutage	die	in	der	EU	tätigen	Unternehmensgruppen	bis	
zu	28	unterschiedlichen	Steuersystemen	unterliegen	können,	hat	die	EU‐Kommission	die	Ein‐





im	Dezember	 2015	wurde	 die	 Diskussion	 über	 die	 Fassung	 eines	 neuen	 CCCTB‐Richtlinien‐
entwurfs	wieder	 ausgelöst.	Am	25.	Oktober	2016	hat	die	EU‐Kommission	die	CCCTB	wieder	
aufgegriffen	 und	 im	 Anschluss	 daran	 den	 Entwurf	 der	 Richtlinie	 für	 eine	 konsolidierte,	 ge‐



























1035	 Der	 Begriff	 der	 «digitalen	 Dienstleistungen»	 umfasst	 diejenigen	 Dienstleistungen,	 deren	 Er‐
bringung	über	das	Internet	oder	ein	elektronisches	Netzwerk	in	einer	automatisierten	Weise	
und	nur	mit	minimalem	menschlichem	Handeln	aufseiten	der	Erbringers	geschieht.	Dazu	zäh‐
len	bspw.	die	Überlassung	digitaler	Produkte	allgemein,	 z.B.	 Software	und	 zugehörige	Ände‐
rungen	oder	Upgrades	(Art.	3	Ziff.	5	lit.	a	RL‐Digitale	Wirtschaft)	oder	die	Dienste,	die	in	elek‐
tronischen	Netzwerken	eine	Präsenz	 zu	geschäftlichen	oder	persönlichen	Zwecken,	 z.B.	 eine	
Webseite	 oder	 eine	 Webpage,	 vermitteln	 oder	 unterstützen	 (Art.	3	 Ziff.	5	 lit.	b	 RL‐Digitale	
Wirtschaft).	 Diese	 Definition	 stimmt	 mit	 dem	 Begriff	 der	 «elektronisch	 erbrachten	 Dienst‐
leistungen»,	 der	 in	 Art.	7	 der	 Durchführungsverordnung	 (EU)	 282/2011	 des	 Rates	 vom	
15.	März	 2011	 zur	 Festlegung	 von	 Durchführungsvorschriften	 zur	 Richtlinie	 2006/112/EG	
über	das	gemeinsame	Mehrwertsteuersystem	enthalten	ist,	überein.	Beide	Definitionen	bein‐
halten	 dieselbe	 Art	 von	 Dienstleistungen	(EU‐COMMISSION,	 Richtlinie	 Digitale	Wirtschaft,	 8	f.;	
Art.	3	Ziff.	5	RL‐Digitale	Wirtschaft).	








Dienstleistungen,  die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  und  Zeitraum  abge‐
schlossen wurden, 3'000 [übersteigt].»1040,1041 
Daraus  ergibt  sich,  dass  die  Nutzer  den  massgebenden  Anknüpfungspunkt  für  die 
digitale  Betriebsstätte  darstellen.1042  Hinsichtlich  der  in  Art. 4  Abs. 3  RL‐Digitale 
































relevanten  (Personal‐)Funktionen mangelt.1047 Die  EU‐Kommission  ist  gleicher An‐
sicht und schlägt folglich vor, die Gewinnzuordnungskriterien zu erweitern.1048 Beim 
Vorliegen einer digitalen Betriebsstätte siehe diese Erweiterung die Verdrängung der 








werden,  die  für  die Zuordnung  des wirtschaftlichen Eigentums  an  den Vermö‐
genswerten und der Risiken zu der signifikanten digitalen Präsenz relevant sind. 
Bei der Gewinnzuordnung sollten Entwicklung, Ausweitung, Pflege, Schutz und 


























senden Reform  dar.1054  Sie  sei  darauf  gerichtet,  den  Europäischen  Binnenmarkt  zu 
stärken  und  die Umsetzung  von  unilateralen Massnahmen  der Mitgliedstaaten  zur 
Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft,  die  den  Binnenmarkt  schädigen  könnten,  zu 
verhindern.1055 
Bei dieser Digitalsteuer handle es sich um eine indirekte Steuer in Höhe von 3%, die 









1054	 EU‐COMMISSION,	 Richtlinie	 Digitalsteuer,	 3;	 EU‐COMMISSION,	 Press	 release	–	 Digital	 Taxation,	
passim.	
1055	 EU‐COMMISSION,	Richtlinie	Digitalsteuer,	3;	Präambel	Ziff.	6	RL‐Digitalsteuer.		
1056	 EU‐COMMISSION,	 Richtlinie	 Digitalsteuer,	 7	f.;	 EU‐COMMISSION,	 Press	 release	–	 Digital	 Taxation,	
passim;	Präambel	Ziff.	7‐8	RL‐Digitalsteuer;	Art.	3	und	Art.	8	RL‐Digitalsteuer.		







freundliche  Besteuerung  der  digitalen  Geschäftstätigkeiten  sicherzustellen  sowie 
gleiche  Wettbewerbsbedingungen  zu  schaffen,  werden  ausserdem  Start‐up‐  bzw. 
Scale‐up‐Unternehmen von der Digitalsteuer ausgeschlossen. Nach Art. 4 Abs. 1  lit. a 
und  lit. b RL‐Digitalsteuer gelten mithin als Steuerpflichtigen nur diejenigen Unter‐
































ternehmen  seine  Geschäftstätigkeiten  durch  eine  in  diesem  anderen  Staat  gelegene 
Betriebsstätte ausübt.1064 Nach Art. 5 Abs. 1 OECD‐MA wird unter dem Betriebsstätten‐
begriff «eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz 
oder  teilweise  ausgeübt  wird»  verstanden.  Folglich  können  die Gewinne  eines Unter‐
nehmens  in einem anderen Staat nur dann besteuert werden, wenn das Unternehmen 







1065	 Dazu	 zählen	u.a.	 die	Bauausführungen	und	Montage	 i.S.v.	 Art.	5	Abs.	3	OECD‐MA,	 der	Tatbe‐
stand	 des	 unabhängigen	 Vertreters	 i.S.v.	 Art.	5	 Abs.	5	 i.V.m.	 Abs.	6	 OECD‐MA	 sowie	 die	 in	





ne  keine  feste Geschäftseinrichtung bilden.1067 Hinzu  kommt, dass die digitale Wirt‐





das Werk  von HONGLER  und  PISTONE  als  die  innovativsten  Forschungsbeiträge  zum 
Betriebsstättenbegriff  zu  erwähnen. Der COLLIN & COLIN‐Bericht untersucht u.a. die 
Daten  und  deren Rolle  im Rahmen  der  digitalen Wirtschaft  und  schlägt  einen Be‐







Aspekt des BEPS‐Projekts dar.1071 Neben dem BEPS‐Aktionspunkt  1  setzt  sich  auch 
                                                                  
Diese	Arten	von	Betriebsstätten	verlangen	keine	feste	Geschäftseinrichtung	als	Voraussetzung	
für	 deren	Bestehen	 (Ausführlicher	 zu	den	 einzelnen	Betriebsstätten	u.a.	 SCHREIBER/HONOLD/
JAUN,	in:	Zweifel/Beusch/Matteotti,	Kommentar	IStR,	Art.	5	N	27	ff.,	N	94	und	N	109	ff.).	
1066	 GAOUA,	 EU	 Taxn.	 2014,	 11;	 GÖRL,	 in:	 Vogel/Lehner,	 DBA,	 Art.	5	 Rz.	12;	 HINNEKENS,	 EU	 Taxn.	


















die  Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft  von wesentlicher  Bedeutung  ist.1074 Art. 5 
Abs. 4  OECD‐MA  statuiert  einen  «Negativkatalog»,  der  eine  Liste  von  Tätigkeiten 
enthält,  die  keine Betriebsstätte  begründen. Mit  der  im BEPS‐Aktionsplan  7  vorge‐
schlagenen  Änderung  soll  ausdrücklich  festgelegt  werden,  dass  sämtliche  in  Art. 5 
Abs. 4 OECD‐MA aufgeführten Tätigkeiten keine Betriebsstätte bilden, wenn sie nur 






















tivities  that are performed  through  that warehouse, being essential part of  the 

































where  a  few  employees  verify  information  provided  by  clients  that  have made 
loan  applications  at  these  different  branches.  The  results  of  the  verifications 
done  by  the  employees  are  forwarded  to  the  headquarters  of  RCO  in  State  R 
where other employees analyse the information included in the loan applications 
and provide reports  to  the branches where  the decisions  to grant  the  loans are 
made. In that case, the exceptions of paragraph 4 will not apply to the office be‐
cause another place (i.e. any of the other branches where the  loan applications 
are made)  constitutes  a  permanent  establishment  of  RCO  in  State  S  and  the 





Die Anpassung  des Betriebsstättenbegriffs  stellt  auch  einen wichtigen Bestandteil 
des multilateralen Abkommens der OECD dar. Durch die Art. 12,  13,  14 und  15 MLI 
sollen die Vorschläge des BEPS‐Aktionspunktes 7 zur Verhinderung der künstlichen 
Vermeidung  von  Betriebsstätten  in  die  einzelnen  Doppelbesteuerungsabkommen 
umgesetzt  werden.1081  In  Bezug  auf  die  digitale  Wirtschaft  ist  die  Anpassung  von 
Art. 5 Abs. 4 OECD‐MA  von wesentlicher  Bedeutung.1082 Die Vorbehaltsregelungen 
für den «Negativkatalog»  von Art. 5 Abs. 4 OECD‐MA können  in Art. 13 Abs. 2 MLI 


















Dagegen  bezieht  sich  Art. 13  Abs. 2 –  Option  B  auf  den  in  Rz. 78  zu  Art. 5  Draft‐
Kommentar 2017 zum OECD‐MA enthaltenen Vorschlag.1086 Sollten sich die Staaten 
für Art. 13 Abs. 2 – Option  B  entscheiden,  dann  können  die  in Art. 5 Abs. 4  lit. a‐d 
OECD‐MA aufgelisteten Aktivitäten von diesen Staaten  in den entsprechenden DBA 
behalten  werden,  unabhängig  davon,  ob  diese  Tätigkeiten  vorbereitender  Art  sind 
oder Hilfstätigkeiten darstellen.1087 
                                                                  
the	maintenance	of	a	 stock	of	goods	or	merchandise	belonging	 to	 the	enterprise	 solely	 for	 the	
purpose	of	storage,	display	or	delivery;	c)	the	maintenance	of	a	stock	of	goods	or	merchandise	be‐
longing	 to	 the	 enterprise	 solely	 for	 the	 purpose	 of	 processing	 by	 another	 enterprise;	 d)	 the	
maintenance	of	a	fixed	place	of	business	solely	for	the	purpose	of	purchasing	goods	or	merchan‐
dise	or	of	collecting	information,	for	the	enterprise;	e)	the	maintenance	of	a	fixed	place	of	busi‐








‹permanent	establishment›	shall	be	deemed	not	 to	 include:	a)	 the	use	of	 facilities	solely	 for	 the	
purpose	of	storage,	display	or	delivery	of	goods	or	merchandise	belonging	to	the	enterprise;	b)	
the	maintenance	of	a	 stock	of	goods	or	merchandise	belonging	 to	 the	enterprise	 solely	 for	 the	
purpose	of	storage,	display	or	delivery;	c)	the	maintenance	of	a	stock	of	goods	or	merchandise	be‐
longing	 to	 the	 enterprise	 solely	 for	 the	 purpose	 of	 processing	 by	 another	 enterprise;	 d)	 the	
maintenance	of	a	fixed	place	of	business	solely	for	the	purpose	of	purchasing	goods	or	merchan‐
dise	or	of	collecting	information,	for	the	enterprise;	e)	the	maintenance	of	a	fixed	place	of	busi‐
ness	solely	 for	the	purpose	of	carrying	on,	 for	the	enterprise,	any	activity	not	 listed	 in	subpara‐
graphs	a)	 to	d),	provided	 that	 this	activity	has	a	preparatory	or	auxiliary	 character,	or	 f)	 the	














zeichnet.1089  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  die  Daten  sowie  deren  Sammlung, 
Speicherung,  Verarbeitung  und  Analyse  den  Rohstoff  der  digitalen  Wirtschaft  bil‐
den.1090 Als Folge dessen wird ein neuer Betriebsstättenbegriff vorgeschlagen, der sich 
auf die Daten bezieht und nur die digitale Wirtschaft betreffen soll.1091 Der COLLIN & 

















the	digital	 economy:	A	 survey	 of	 theoretical	models»	 Der	 Bericht	 bezieht	 sich	 auf	 den	 BEPS‐
Aktionspunkt	 1	 und	 sieht	 verschiedene	 Lösungsmassnahmen	 zur	 Besteuerung	 der	 digitalen	






Nach  dem  COLLIN  &  COLIN‐Bericht  stellen  im  Bereich  der  digitalen  Wirtschaft  die 
Daten  einen  optimalen  Indikator  der  Leistungsfähigkeit  eines  digitalisierten Unter‐
nehmens dar. Die sog. Analyse‐Tools seien darauf gerichtet, die  Internetpräsenz der 
Unternehmen auszuweiten. Diese Werkzeuge erheben alle notwendigen  Informatio‐
nen  über  die  Online‐Aktivitäten  einer  bestimmten  Website,  wie  z.B.  die  Zahl  der 





Aus dieser  Sachlage  ergibt  sich das Phänomen des  sog.  «travail  gratuit»  oder  «free 
labour».1098 Mit der Lieferung ihrer Daten wirken die Nutzer an den Geschäftstätigkei‐
ten  eines Unternehmens mit,  ohne  sich  dessen  bewusst  zu  sein  und  folglich  ohne 
dafür ein entsprechendes Entgelt zu erhalten.1099 Die Nutzer üben zwei Funktionen 
aus: Sie gelten als Verbraucher und als Hersteller der jeweiligen Leistung. Daraus folgt 
eine  zunehmende  Verschmelzung  zwischen  Produktions‐  und  Konsumsphäre.  Von 
erheblicher  Bedeutung  sei  jedoch –  so  die  Argumentation –  die  Tatsache,  dass  die 
Nutzer unentgeltlich zum Wachstum und Gewinnerfolg eines Unternehmens beitrü‐
gen.1100 Aus steuerrechtlicher Sicht sei das «free  labour» mit einer Reihe von negati‐
ven  Auswirkungen  verbunden.  Die  online  tätigen  Unternehmen  unterlägen  keiner 
Besteuerung  in demjenigen Staat, aus dem das «free  labour» der Nutzer herkomme. 
Hinzu  komme,  dass  hinter  der  unfreiwillig  sowie  unentgeltlich  geleisteten  Arbeit 




























schaft  nach.1105  Des  Weiteren  widerspiegelt  der  Gedankengang,  der  diesem  neuen 
Konzept  von  Betriebsstätte  zugrunde  liegt,  das  Quellenprinzip  sowie  die  Äquiva‐
lenztheorie.1106 Nach HONGLER und PISTONE seien das an die Merkmale der digitalen 
Wirtschaft angepasste Quellenprinzip und die Äquivalenztheorie eine optimale theo‐

















sichtlich  der  Äquivalenztheorie  werde  angenommen,  dass  wie  die  herkömmlichen 




der  Schutz  der  Immaterialgüterrechte,  die  Zwangsvollstreckung  und  eine  stabile 
Rechtsordnung  unerlässlich.1110  Der  von  HONGLER  und  PISTONE  vorgeschlagene  Be‐
triebsstättenbegriff entspräche somit den Prinzipien von Ottawa.1111 




advertising  services on a website or  in an  electronic application used by more 
than 1,000 individual users per month domiciled in the other Contracting State, 
such enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in the other 
Contracting  State  if  the  total  amount  of  revenue  of  the  enterprise  due  to  the 
aforementioned services in the other Contracting State exceeds XXX (EUR, USD, 
GBP, CNY, CHF, etc.) per annum.» 















Wirtschaft  anwendbar  seien,1115  werde  die  Anwendung  einer  modifizierten  Ge‐
winnaufteilungsmethode  (sog.  «modified  profit  split  method»)  vorgeschlagen.1116  Es 
wird  geltend  gemacht,  dass  ein  wesentlicher  Teil  der  Wertschöpfung  der  digitalen 





























für  die  internationale  Gewinnabgrenzung  dar.1120  Der  Fremdvergleichsgrundsatz 
widerspiegelt  jedoch  eine  wirtschaftliche  Welt,  in  der  noch  die  Erbringung  von 
physischen Leistungen im Vordergrund steht und in der die Fremdpreise für solche 
Leistungen ohne grosse Schwierigkeiten zu ermitteln sind.1121 Die Fortschritte der 
IKT  sowie die  stärkeren Verflechtungen  zwischen  verbundenen Unternehmen ha‐
ben die Ermittlung der Fremdpreise erschwert. Es lässt sich weiter beobachten, dass 
eine Feststellung und Bewertung der einzelnen Leistungsbeiträge kaum möglich ist. 
Daraus  ergibt  sich,  dass  sich  die  herkömmlichen  Vorgehensweisen  zur  Verrech‐





punkten  8,  9 und  10  vorgeschlagene Revision  der Verrechnungspreisleitlinien  zur 
Bewältigung  der Herausforderungen  für  die  Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft 
dienen. Ziel der Revision ist eine bessere Übereinstimmung zwischen den Verrech‐
nungspreisergebnissen  und  der  Wertschöpfung.1123  Aus  wissenschaftlicher  Sicht 
schlagen  OLBERT  und  SPENGEL  die  Einführung  eines  zusätzlichen  Kapitels  in  den 












fung  in  der  Welt  der  digitalen  Wirtschaft  zu  gewährleisten,  schlagen  OLBERT  und 
SPENGEL die Erarbeitung von Verrechnungspreisvorschriften vor, die nur die digitale 
Wirtschaft umfassen  sollen. Es werde die Einführung  eines  zusätzlichen Kapitels  in 
die OCED‐Verrechnungspreisleitlinien vorgesehen, das darauf ausgerichtet sein solle, 
nur das verrechnungspreisrechtliche Vorgehen mit den digitalen Geschäftsmodellen 
zu  regeln.1124 Der  von OLBERT  und  SPENGEL  vorgeschlagene Verrechnungspreisleitli‐
nienentwurf ist in drei Teile gegliedert. Der erste Teil solle den Geltungsbereich dieser 
neuen Vorschriften  bestimmen  und  eine Definition  digitaler Geschäftsmodelle  und 
insbesondere  des  Begriffes  der  Wertschöpfung  geben.  Der  zweite  Teil  sei  der  Be‐
schreibung  der  relevanten  Bereiche  der  Funktionsanalyse  im Rahmen  der  digitalen 






Gewinnen  durch  die  Verwendung  von  Daten  und  Informationen  (sog.  Inhalte)  zu 
verstehen.1127 Der Wert werde danach dort geschaffen, wo die Inhalte erstellt werden 
und die entsprechenden Transaktionen Umsatz generieren.1128 Hinsichtlich des Gel‐
tungsbereichs der  neuen Vorschriften  führen OLBERT  und  SPENGEL  aus,  dass  sie  auf 
sämtliche Unternehmen Anwendung  finden  sollten,  die  (un‐)mittelbar  digitale Ge‐












zählen OLBERT und  SPENGEL  verschiedene Möglichkeiten  auf:  von  IT‐Infrastrukturen 
über Software‐Anwendungen und Datenbanken.1130 Für die Zwecke dieser Arbeit sind 









ternehmerischen Geschäftstätigkeiten  darstelle.  Ihrer Ansicht  nach  solle  dies  somit 
ein  relevanter Bereich der Funktionsanalyse sein.1134 Des Weiteren werde die Tatsa‐
che betont, dass  sich die digitalen Geschäfte bzw. die digitalen Geschäftstätigkeiten 
immer  mehr  durch  ihre  Kundenorientierung  kennzeichnen  liessen.  Infolgedessen 




Hinsichtlich  der  anwendbaren  Verrechnungspreismethode  verweisen  OLBERT  und 
SPENGEL  auf  die  Ausführungen  über  die  immateriellen  Wirtschaftsgüter.1137  Es  sei 












thode1138  für  diejenigen  Transaktionen  eignet,  bei  denen  die  betroffenen  Parteien 
wahrgenommene Funktionen ausüben und wesentliche immaterielle Wirtschaftsgüter 
in  den  Wertschöpfungsvorgang  einbringen.1139  Die  digitale  Wirtschaft  lasse  sich 
durch die steigende Bedeutung der immateriellen Wirtschaftsgüter, integrierte Wert‐
schöpfungsketten und moderne Transaktionsformen  kennzeichnen, die die Anwen‐












aktionsbezogene	 Gewinnmethode.	 Durch	 diese	Methode	wird	 der	 erzielte	 Gewinn	 ermittelt,	














Quellensteuer  auf  digitale  Transaktionen  solle  dazu  führen,  die  nicht  versteuerten, 
weissen  Einkünfte  in  die  Besteuerung  einzubeziehen  und  ferner  auch  eine  bessere 
Verteilung der Steuereinnahmen  im Quellenstaat zu  fördern.1145 Neben der «Nexus‐
Based‐Methode»1146 könne die Quellensteuer auf digitale Transaktionen als eine zu‐















künften	handelt	 es	 sich	um	 jene	Einkünfte,	 die	beim	Vorliegen	eines	 grenzüberschreitenden	
Sachverhaltes	der	Besteuerung	in	keinem	der	betroffenen	Staaten	unterliegen,	auch	wenn	sie	











Da  die  B2B‐Transaktionen  die  meistverbreiteten  Transaktionen  der  digitalen  Wirt‐








derung  der  Bemessungsgrundlage  und  können  nicht  als  «base  eroding» wirken.1154 
Allerdings erwähnen BRAUNER und BAEZ die Möglichkeit,1155 die Quellensteuer auch 
auf B2C‐Geschäfte auszudehnen, falls die betroffene Steuerhoheit eine solche Steuer‐
erhebung  für unbedingt erforderlich halte.1156 Zu beachten  sei  schliesslich, dass die 
C2C‐Geschäfte  von  dieser  Besteuerungsmethode  ausgeschlossen  sind.1157  Solle  die 

































Methode»  sein.  Vorausgesetzt  werde  allerdings  das  Vorliegen  eines  effektiven  und 
effizienten Anmeldungs‐ und Erkennungssystems, das nur durch eine  internationale 
Mitwirkung erreicht werden könne.1159 Es sei schliesslich auch erforderlich, die Ent‐





zum Aktionspunkt  1  vorgeschlagenen  Lösungen.  Sie  belässt  jedoch  den  Staaten  die 











































«Diverted Profits Tax»  stellt  eine  eigenständige Steuer dar und  ist  folglich nicht  als 
Teil der  britischen Körperschaftssteuer  zu  betrachten.1170 Gegenstand dieser  Steuer 
sind  die  Gewinne,  die  durch  «künstliche  Gestaltungen»  verlagert  werden.1171  Mit 
anderen  Worten  zielt  sie  auf  die  Besteuerung  derjenigen  Unternehmen,  die  durch 
«künstliche  Gestaltungen»  die  Steuerbezahlung  im  Vereinigten  Königreich  umge‐
hen.1172  Diese  Unternehmen  tätigen  Transaktionen  oder  setzen  Einheiten  ein,  die 











































12.	 April	 2013	 2013	 25	 ITR	 (T)	 639	 (Kolkata	 Tax	 Tribunal)	 dar.	 Das	 Gericht	 kam	 zum	
Schluss,	dass	die	aus	den	Onlinewerbedienstleistungen	von	Yahoo	und	Google	erwirtschafte‐
ten	 Einkommen	 in	 Indien	 nicht	 steuerbar	waren.	 Yahoo	 und	 Google	 hatten	 keine	 physische	

















gen.  Diese  Massnahme  solle  diejenigen  Geschäftsmodelle  umfassen,  bei  denen  ein 
Unternehmen  seine  Geschäftstätigkeit  in  Indien  ausübt,  ohne  dort  eine  physische 
Präsenz  aufzuweisen. Die  indischen Gesetzgeber haben  sich  auf den  Schlussbericht 
zum BEPS‐Aktionspunkt  1 und  insbesondere auf die vorgeschlagene Schaffung einer 
neuen  sinnvollen Anknüpfung  in  Form  einer wesentlichen wirtschaftlichen Präsenz 














zuordnungsregeln  an  dieses  neue  Anknüpfungsmodell  vorgesehen.  Das  «Finance 
Budget 2018» regelt nur den rechtlichen Geltungsbereich und bestimmt, dass die Vor‐
schriften  der  Doppelbesteuerungsabkommen  dem  innerstaatlichen  Recht  immer 
vorgehen  sollen. Dies bewirkt, dass die  innerstaatliche Norm der wesentlichen wirt‐
schaftlichen Präsenz nur dann  zur Anwendung  gelangen, wenn die Doppelbesteue‐

















































Unternehmen  oder  Betriebsstätten  in  Italien  Vermögen  oder  Dienstleistungen  in 
Höhe von mehr als 50 Millionen Euro übertragen bzw. erbringen.1194 Erfüllt ein aus‐
ländisches Unternehmen  sämtliche Voraussetzungen,  dann  kann  das Unternehmen 
die Durchführung eines Mitwirkungsverfahrens mit den italienischen Steuerbehörden 
beantragen  (sog.  «procedura  di  cooperazione  e  collaborazione  rafforzata»).1195  Die 

























Am  11.  April  2016  hat  Israel  das  definitive  Rundschreiben  zur  Erweiterung  des  Be‐
triebsstättenbegriffs auf die online tätigen Unternehmen veröffentlicht.1200 Das Rund‐









sentliche  digitale  Präsenz  in  Israel  hat  und  seine Geschäftstätigkeiten  dort  ausübt. 
Dies gilt auch in dem Fall, dass das Unternehmen Tätigkeiten vorbereitender Art oder 
Hilfstätigkeiten  ausübt.1202  Betreffend  die  zweite  Konstellation  muss  ein  ausländi‐
























Rundschreiben  fest,  dass  den  israelischen  Steuerbehörden  die  Kompetenz  zusteht, 
ausländische Unternehmen zu ihren Onlinetätigkeiten in Israel zu befragen.1205 
6.		 Andere	Staaten		





ist  es  zu  gewährleisten, dass die multinationalen Unternehmen der Besteuerung  an 
demjenigen Ort  unterliegen,  in  dem  sie  ihre Gewinne  erwirtschaftet  haben.1208  Im 
Gegensatz zur britischen «Diverted Profits Tax» enthält die australische Steuer keinen 
direkten  Bezug  zu  den  digitalen  Geschäftstätigkeiten  eines  Unternehmens.1209  Die 














Unternehmen,  die  überwiegend  IT‐Firmen  sind  und  ihre  Leistungen  in  Australien 
anbieten sowie verkaufen, ohne allerdings dort eine Betriebsstätte zu haben.1210  
Weiter erhebt Ungarn seit dem 15. August 2014 eine Zusatzsteuer auf den Medienbe‐




























möglich waren.  Sie widerspiegeln  eine wirtschaftliche Welt,  in  der  die  tatsächliche 
physische Präsenz einer  steuerpflichtigen Person  in einem Staat eine entscheidende 
und  zentrale Rolle  spielte, um Handel  zu  treiben und  Leistungen  zu  erbringen.1217 




Unternehmen  haben  zu  einer  erheblichen  Verringerung  des  Bedarfs  an  physischer 
Präsenz  geführt.1219 Darüber hinaus hat die  rasante Entwicklung der  IKT  zur  einer 
grossen  Änderung  der  Grundstruktur  des  Wertschöpfungsverfahren  geführt.  Die 
Herstellung der Produkte  sowie die Erbringung der Leistungen erfolgen nicht mehr 
einseitig, sondern beidseitig zwischen den Herstellern und den Kunden, die Teil der 





















Transaktionen  sowie  die  Revision  der  Verrechnungspreisleitlinien.  Von  sämtlichen 






toren  und/oder  auf Kunden  bezogene  Faktoren  ermittelt werden  solle.1226 Die  EU‐
Kommission  sieht hingegen  ein Betriebsstättenkonzept  vor, das  sich  auf die Nutzer 
bezieht.1227 Wie der Lösungsvorschlag der EU‐Kommission stützt sich weiter auch der 
Betriebsstättenbegriff  des  COLLIN  &  COLIN‐Berichts  auf  die  Nutzer  und  deren  «free 
labour».1228  Ferner  haben  HONGLER  und  PISTONE  ein  Betriebsstättenkonzept  entwi‐
ckelt, das von der Voraussetzung des dauerhaften Bezugs zur Erdoberfläche abweicht 
und den Eigenschaften der digitalen Wirtschaft näherkommt.1229 Einige Staaten ha‐
ben  schliesslich  auch  damit  begonnen,  ihre  Betriebsstättenbegriffe  an  die  digitale 
Wirtschaft anzupassen: Dazu zählen u.a. Indien und Israel.1230 Meines Erachtens sind 















Die Betrachtung  richtet  sich  zuerst  auf den  von der OECD  vorgeschlagenen neuen 
Anknüpfungspunkt in Form einer wesentlichen wirtschaftlichen Präsenz. Deren Vor‐
liegen  lässt  sich  anhand  von Umsatzfaktoren, Digitalfaktoren und/oder  auf Kunden 
bezogene Faktoren ermitteln.1231 Aus dem Schlussbericht zum BEPS‐Aktionspunkt  1 
















Der Vorschlag  für  eine  Richtlinie  zur  Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft  enthält 
einen  abschliessenden  Katalog  digitaler  Dienstleistungen,  die  der  Festlegung  des 












müsste  der Gesetzgeber  diesen Katalog  häufig  anpassen.1237  Ständige Anpassungen 
verstossen auf dem Gebiet des (internationalen) Steuerrechts  jedoch gegen das Prin‐
zip der Praktikabilität des Steuerrechts, das sich auf Transparenz, Bestimmtheit und 
Einfachheit  der  Steuergesetze  bezieht.  Die  Normen  des  Steuerrechts  dürfen  weder 
unnötig kompliziert noch  schwer  verständlich  sein, weil dies  zu Rechtsunsicherheit 
führt.1238 Hinzu  kommt,  dass Gesetzgebungsprozesse meist  lange  dauern  und  dem 
technischen  Fortschritt  hinterherhinken.  Das  daraus  resultierende  Steuerrecht  ent‐
spricht  nicht  einem  verständlichen  und  unkomplizierten  steuerrechtlichen  System, 
denn  nicht  nur  die  steuerpflichtigen  Personen,  sondern  auch  die  Steuerbehörden 
wären damit überfordert.1239 
Ein  Teil  der  Lehre  kritisiert  die  Schaffung  einer  digitalen  Betriebsstätte.  Skeptisch 
darüber äussert sich vor allem SPENGEL, der die Frage stellt, «ob es neben traditionellen 
gleichzeitig  auch  digitale Betriebsstätten  geben  soll  [...].» Das  gleichzeitige Bestehen 
mehrerer Betriebsstätten in einem Land stelle nicht nur für die Steuerbehörden, son‐
dern auch für die betroffenen Unternehmen eine Überforderung dar.1240  
Die  vorgeschlagenen  neuen  Anknüpfungspunkte  in  Form  einer  wesentlichen  wirt‐
schaftlichen bzw. digitalen Präsenz können eine Doppelbesteuerung bewirken. Es  ist 
allgemein  anerkannt,  dass  unilaterale  Massnahmen  zu  Doppelbesteuerung  führen 
können. Hinzu kommt, dass die  entworfenen und  in die Praxis umgesetzten Mass‐
nahmen aufgrund der fehlenden Vorhersehbarkeit ihrer Folgen zu Rechtsunsicherheit 





























gehalten hat. Mit  anderen Worten  ist  er nicht mehr  verhältnismässig  bzw.  aktuell. 
Meines Erachtens stellt der Betriebsstättenbegriff dennoch eine geeignete bzw. aktu‐
elle  Lösung  für  die  Besteuerung  der  digitalen Wirtschaft  dar. Der  erste  Teil  dieser 
                                                                  
1242	 Art.	5	Abs.	1	OECD‐MA.		
1243	 Dazu	 zählen	u.a.	 die	Bauausführungen	und	Montage	 i.S.v.	 Art.	5	Abs.	3	OECD‐MA,	 der	Tatbe‐
stand	 des	 unabhängigen	 Vertreters	 i.S.v.	 Art.	5	 Abs.	5	 i.V.m.	 Abs.	6	 OECD‐MA	 sowie	 die	 in	
Rz.	41.11	 des	 Kommentars	 zum	 OECD‐MA	 bzw.	 in	 Art.	5	 Abs.	3	 lit.	b	 UN‐Modell	 geregelte	
Dienstleistungsbetriebsstätte	(ausführlicher	zur	Dienstleistungsbetriebsstätte	hinten,	228	ff.).	
Diese	Arten	von	Betriebsstätten	verlangen	keine	feste	Geschäftseinrichtung	als	Voraussetzung	
für	 deren	Bestehen	 (Ausführlicher	 zu	den	 einzelnen	Betriebsstätten	u.a.	 SCHREIBER/HONOLD/
JAUN,	in:	Zweifel/Beusch/Matteotti,	Kommentar	IStR,	Art.	5	N	27	ff.,	N	94	und	N	109	ff.).	
1244		GAOUA,	 EU	 Taxn.	 2014,	 11;	 GÖRL,	 in:	 Vogel/Lehner,	 DBA,	 Art.	5	 Rz.	12;	 HINNEKENS,	 EU	 Taxn.	



















nung  tragen.  In Anbetracht der  bisherigen Überlegungen  sowie der  von  Lehre und 























tenkonzept  kann  auch  der  Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft  dienen.  Nötig  ist 
jedoch eine Anpassung an die Besonderheiten der Digitalisierung und  insbesondere 
an die Tatsache, dass die digitale Wirtschaft eine mitwirkende Wirtschaft ist, die die 
Nutzer  in  den Vordergrund  stellt. Daher muss  der  neue  Betriebsstättenbegriff  den 
Nutzern, den Daten, dem Marktstaat und der Infrastruktur besonders Rechnung tra‐




















Vermögenswerte  nur  erfolgen,  wenn  eine  genügend  enge  inländische  Anknüpfung 
zwischen  der  Steuergewalt  und  dem  Steuersubjekt  oder  dem  Steuerobjekt  besteht 
(sog. «genuine Link»).1249 Auf dem Gebiet des internationalen Steuerrechts stellen der 
Wohnsitz  bzw. Aufenthalt  sowie die Quelle die  zwei  grundlegenden Anknüpfungs‐
punkte dar.1250  
Die im ersten Teil dieser Arbeit durchgeführte Analyse der Prinzipien des internatio‐













1250	 ENDRISS,	 51.	 Neben	 dem	Wohnsitz	 bzw.	 Aufenthalt	 sowie	 neben	 der	 Quelle	 können	 andere	
Anknüpfungspunkte	genannt	werden,	die	aber	nur	von	der	Minderheit	der	Staaten	verwendet	
werden.	Ein	Beispiel	dafür	stellen	die	USA	dar,	die	eine	Besteuerung	nach	der	Staatsangehö‐

























neuen Begriff  der Quelle  zu  prägen, der  sich mit diesen  Faktoren deckt. Daten  als 















Wie  bereits  erwähnt,1260  kennzeichnet  sich  die  Entwicklung  der  IKT  durch  rasante 
Technologiefortschritte.1261  Dieser  täglich  fortschreitende  Prozess  umfasst  sämtliche 
«layers»  der  IKT.1262  Ständig  stehen  den  Nutzern  neue,  intelligentere  Endgeräte  zur 
Verfügung. Die Automatisierung der Gegenstände, Maschinen und Geräte nimmt un‐
aufhaltsam zu. Aufgrund der rasanten Fortschritte der IKT, der unaufhaltsamen Verbrei‐
tung  der  digitalen  Wirtschaft  und  der  täglichen  Entstehung  neuer  Geschäftsmodelle 
befindet sich die Welt der digitalen Wirtschaft ständig  im Wandel.1263 Auf den ersten 
Blick  mag  es  schwierig  erscheinen,  für  die  Zwecke  der  Besteuerung  einen  neutralen 
sowie gemeinsamen Anhaltspunkt zu finden. In diesem Zusammenhang ist die Feststel‐
lung wichtig, dass die digitale Wirtschaft auf der Basis der Übertragung und dem Aus‐










mag  es  somit  auf den  ersten Blick  schwierig  erscheinen,  einen neutralen  sowie  ge‐
meinsamen Anhaltspunkt zu finden, der für die Zwecke der Besteuerung dienen kann. 

























rung  des  Wertschöpfungsverfahrens  geführt.1271  Mit  wenigen  (virtuellen)  Schritten 
können die Unternehmen der digitalen Wirtschaft entscheiden, von wo aus die Ge‐
schäftstätigkeiten erfolgen sollen. Ausserdem können sie in einzelnen Staaten – ohne 
den  Bedarf  an  physischer  Präsenz  in  Form  von  Infrastruktur  oder  Personal –  eine 





















































































Nutzer  stammt.  Hinter  der  von  den  Nutzern  geleisteten  Arbeit  stehen  ausserdem 










































































dem  Markt  verfügbaren  Häusern  machen.  Gleichzeitig  sammelt  Google  die  Daten 
dieses Nutzers und erstellt ein Nutzerprofil. Dadurch entsteht ein auf diesen Nutzer 
zugeschnittenes  Marketingkonzept.  Google  verwendet  gezielte  Werbung,  um  den 
Produkt‐ und Leistungsverbrauch und  folglich seine Umsätze bzw. Gewinne zu stei‐
gern.1296  Die  gesammelten  Daten  können  weiter  der  Unternehmensstrategie,  der 
Leistungserbringung, der Produktentwicklung und der Preispolitik von Google dienen 

















scheidet  sich  erstens darin, dass das Angebot ohne physische Präsenz  im  Staat der 
Kunden ergeht. Der zweite Unterschied liegt darin, dass die Nutzer gleichzeitig Käufer 
und  Verkäufer  sind.  Sie  müssen  selber  die  Produkte  bzw.  die  (Dienst‐)Leistungen 
wählen,  kaufen und die Bezahlung  regeln. Die Nutzer  ziehen daraus  einen Vorteil, 
indem  sie  Produkte  oder  (Dienst‐)Leistungen  kaufen.  Das  Unternehmen  verdient 
sowohl durch die persönlichen Daten der Nutzer als auch durch den Warenverkauf 
Geld. Die Nutzer bilden einen Teil der Infrastruktur des betroffenen Unternehmens.  
Anhand des Beispiels der online‐Partnervermittler1298  zeigen  sich die  von den Nut‐










Kunden.  Die  mit  Hilfe  des  Parship‐Fragebogens  erstellte  Partnerschafts‐
Persönlichkeit  des  Kunden  wird  in  die  Parship‐Datenbank  aufgenommen.  Die 
Partnerschafts‐Persönlichkeit des Kunden wird automatisiert mit denen anderer 





1298		Darunter	 versteht	 man	 eine	 Webseite,	 die	 der	 Partnersuche	 dient	 (ausführlicher	 dazu	 u.a.	
<www.parship.ch>	und	<www.elitepartner.ch>	letzter	Besuch	am	30.	Juni	2018).	
1299		RUSCH/KLAUS,	AJP	2011,	1572	f.	und	1580.		








Wollen die Nutzer einen Partner  finden, müssen  sie zuerst  ihre Daten dem online‐
Partnervermittler übergeben und sich dadurch gleich selbst «auf dem Markt» anbie‐
ten. Wollen sie weiter einen passenden Partner tatsächlich kennenlernen, müssen sie 










Anwendung  eines Adblockers  führt  jedoch dazu, dass der Nutzer  auf <www.nytimes.
com> keine Artikel mehr lesen kann. Darüber wird er wie folgt informiert:1303 








1302		Unter	 dem	 Begriff	 Adblock	 versteht	man	 eine	 Erweiterung	 für	 die	Webbrowser,	 die	 darauf	












Werbung  zu  konsumieren  oder  sich  dieser  zumindest  auszusetzen.  In  diesem  Fall 
leistet der Nutzer Arbeit  in Form von Aufmerksamkeit,  indem er  sich der Werbung 
aussetzt.  Die  Unternehmen  können  diese  Aufmerksamkeit  ihren  Werbepartnern 
anbieten. Die Nutzer liefern folglich auch in solchen Fällen Daten: Die Unternehmen 
erhalten die Information, dass die Nutzer an deren (Dienst‐)Leistung interessiert sind, 
was  für Werbepartner bereits von  Interesse  sein kann. Aus der Aufmerksamkeit der 
Nutzer generieren diese Unternehmen Werbeeinnahmen. Die gegenseitige Vorteils‐
ziehung  liegt  auch  in diesem  Fall  vor. Bemerkenswert  ist, dass der Abschluss  eines 





be  ihrer Daten  einen  erheblichen  Beitrag  zur Wertschöpfung  eines Unternehmens. 
Ohne  Wörter  in  der  Suchmaschine,  ohne  Profil  bei  Facebook,  ohne  Konsum  von 














ten  HONGLER  und  PISTONE,  die  festgelegt  haben,  dass  als  Quelle  sämtliche  Staaten 
gelten, in denen die Wertschöpfung stattfindet, unabhängig davon, ob es sich um den 
Angebots‐ oder um den Nachfragestaat handelt.1307 Aufgrund der Verschmelzung von 
Produktions‐  und Konsumsphäre  ist  es  jedoch  fast  unmöglich  geworden,  zwischen 
Angebots‐ und Nachfragestaat zu unterscheiden. Für die Neuformulierung des Quel‐
lenbegriffs  bietet  es  sich  deshalb  an,  die Denkweise  von  HONGLER  und  PISTONE  als 













tuelle Element der digitalen Wirtschaft darstellen. Durch  ihre Arbeit  tragen  sie  zur 
Erwirtschaftung der Einkünfte eines internetbezogenen Unternehmens bei. Die Erar‐
beitung und Erwirtschaftung der Einkünfte  ergibt  sich  aus  folgenden Faktoren: Aus 
der  (un‐)bewussten Übergabe der persönlichen Daten, aus der  für die Werbung ge‐
leisteten Aufmerksamkeit,  aus der Tatsache, dass die Nutzer  sich  gleich  selbst  «auf 
                                                                  
1307	 HONGLER/PISTONE,	19	und	vorne,	186	ff.	








digitalen  Wirtschaft  sind.  Mit  anderen  Worten  stellen  die  Daten  den  Treibstoff  der 
digitalen Wirtschaft dar.1310 Wie bereits in Teil 1 erwähnt, steht die Erziehung der Ein‐
künfte in einem engen Zusammenhang mit dem menschlichen Handeln. Die Fähigkeit 
zur  Wertschöpfung  und  Erzielung  der  Einkünfte  steht  nur  den  Menschen  zu.  Wirt‐
schaftsgüter können nur durch die Handlung einer Person Mehrwert erhalten, denn sie 
sind aus eigenem Antrieb dazu nicht in der Lage.1311 Die Daten kommen von den Nut‐
zern. Dies  führte zur These, dass die Nutzer das  intellektuelle Element bilden, das  für 
die internetbezogenen Unternehmen zur Wertschöpfung und Erzielung von Einkünften 
erforderlich ist.	Dabei stützt sich diese These auf das Phänomen des «free labour» bzw. 




digitalen Wirtschaft  entscheidend  sind. Die These,  dass  die Nutzer  das  intellektuelle 





























nur  eine  geringe physische Präsenz haben. Dies  führt dazu, dass die online  tätigen 
Unternehmen keiner Besteuerung  in demjenigen Staat unterliegen, aus dem die Ein‐




1315		Dazu	 zählen	u.a.	 die	Bauausführungen	und	Montage	 i.S.v.	 Art.	5	Abs.	3	OECD‐MA,	 der	Tatbe‐
stand	 des	 unabhängigen	 Vertreters	 i.S.v.	 Art.	5	 Abs.	5	 i.V.m.	 Abs.	6	 OECD‐MA	 sowie	 die	 in	
Rz.	41.11	 des	 Kommentars	 zum	 OECD‐MA	 bzw.	 in	 Art.	5	 Abs.	3	 lit.	b	 UN‐Modell	 geregelte	
Dienstleistungsbetriebsstätte.	 Diese	 Arten	 von	 Betriebsstätten	 verlangen	 keine	 feste	 Ge‐
schäftseinrichtung	als	Voraussetzung	für	deren	Bestehen	(Ausführlicher	zu	den	einzelnen	Be‐
triebsstätten	 u.a.	 SCHREIBER/HONOLD/JAUN,	 in:	 Zweifel/Beusch/Matteotti,	 Kommentar	 IStR,	
Art.	5	N	27	ff.,	N	94	und	N	109	ff.).	
1316		GAOUA,	 EU	 Taxn.	 2014,	 11;	 GÖRL,	 in:	 Vogel/Lehner,	 DBA,	 Art.	5	 Rz.	12;	 HINNEKENS,	 EU	 Taxn.	








Entstehung  einer  Betriebsstätte  im  Quellenstaat.  Von  allen  Betriebsstättenarten 
scheint  einzig  das  heute  geltende  Konzept  der  Dienstleistungsbetriebsstätte  einen 




Der  Betriebsstättenbegriff  bezieht  sich  auf  nutzentheoretische  Überlegungen.  Vor 
diesem Hintergrund lässt sich der Grund für die Einführung einer Dienstleistungsbe‐
triebsstätte  aus Gleichbehandlungsüberlegungen  ableiten. Die  in Rz. 41.11  des Kom‐
mentars zum OECD‐MA enthaltene Begründung  für die Übernahme einer Regelung 














































1321	 SCHAFFNER,	 105;	 SCHREIBER/HONOLD/JUAN,	 in:	 Zweifel/Beusch/Matteotti,	 Kommentar	 IStR,	









deemed  to be  carried on  through a permanent  establishment of  the  enterprise 
situated in that other State, unless these services are limited to those mentioned 
in paragraph 4 which, if performed through a fixed place of business, would not 
make  this  fixed  place  of  business  a  permanent  establishment under  the  provi‐
sions of that paragraph. For the purposes of this paragraph, services performed 
by an  individual on behalf of one  enterprise  shall not be  considered  to be per‐










Mangels  der  Voraussetzung  der  festen  Geschäftseinrichtung  macht  die  OECD  an 
mehreren  Stellen deutlich, dass die Dienstleistungsbetriebsstätte nur  eine Betriebs‐



















einheitliche  bzw.  deutliche  Definition  der  Dienstleistung  vorliegt.  Dienstleistungen 
können  verschiedene  Erscheinungsformen  aufweisen:  Neben  den  gewerblichen 
Dienstleistungen, die das administrative, kaufmännische und  technische Gebiet um‐
fassen, werden Dienstleistungen auch von Künstlern oder Freiberuflern, wie z.B. Ärz‐
ten,  Anwälten  oder  Ingenieuren  erbracht.1330  Um  das  Problem  der  Begriffsbestim‐
mung zu lösen, schlägt ein Teil der Lehre vor, den Begriff der Dienstleistung nach der 
in Art. 3 Abs. 2 OECD‐MA vorgesehenen lex fori auszulegen.1331 Für die Bestimmung 
















ist.1333  Ausserdem  fallen  ex  lege  unter  den  mehrwertsteuerrechtlichen  Dienstleis‐




stand  wirtschaftlich  zu  verfügen,  durch  die  Überlassung  eines  Gegenstandes  zum 
Gebrauch  bzw.  zur  Nutzung  sowie  durch  das  Abliefern  eines  Gegenstandes  kenn‐








Dienstleistungsbetrieb  einzustufen, wenn  sie  eine Dienstleistung  in  einem  anderen 
Staat erbringen.1338 Das Konzept der Dienstleistungsbetriebsstätte auf dem Gebiet der 
digitalen  Wirtschaft  bezieht  sich  dagegen  auf  den  Gedanken,  dass  die  Nutzer  die 
























Diese  Betrachtungsweise  trägt  jedoch  nicht  der  Tatsache  Rechnung,  dass –  wie  in 































in a  formalized manner suitable  for communication,  interpretation or processing».1346	
Auf digitalisierter bzw. entmaterialisierter Ebene ist es von Belang, dass die IKT keine 
Unterschiede  zwischen  den  Begriffen  Daten  und  Informationen  macht.  Beide  be‐
schreiben  die  Darstellung  von  digitalisierten  Informationen  in  kodierter  Form.1347 
Aufgrund der folgenden Gründe erfüllen die Daten die Voraussetzungen einer Dienst‐
leistung:  
Die  Daten  stellen  keinen  Gegenstand  dar.  Gemäss  schweizerischem  Recht  ist  eine 
Sache «ein körperlicher,  von anderen abgegrenzter Gegenstand, der  tatsächlicher und 





15.	 März	 2011	 zur	 Festlegung	 von	 Durchführungsvorschriften	 zur	 Richtlinie	 2006/112/EG	
über	das	gemeinsame	Mehrwertsteuersystem	enthalten	ist,	überein.	Beide	Definitionen	bein‐












senbehafteter  Gegenstand»1349  sein.1350  Aufgrund  der  Tatsache,  dass  den  Daten  die 


































tung  nach  dem Recht  der  Schweiz  und  der  EU. Die  der Werbung  gewidmete Auf‐
merksamkeit,  das  Angebot  der  eigenen  Person  «auf  dem  Markt»  sowie  das  eigene 
Verkäuferhandeln stellen keinen Gegenstand dar und werden über das Internet oder 
ein elektronisches Netzwerk in einer automatisierten Weise und nur mit minimalem 
menschlichem  Handeln  aufseiten  der  Nutzer  erbracht.  Schliesslich,  wie  bereits 

























tingkonzepts  ergeben, die E‐Commerce‐Unternehmen, die  (Dienst‐)Leistungen  aus‐
schliesslich online anbieten oder einen Teil des Geschäftsprozesses online durchfüh‐
ren  und  die  Sharing  Economy‐Unternehmen.1357  Ferner  gilt  es,  Bagatellfälle  ausser 
Acht zu lassen und die Startup‐Unternehmen nicht unnötig zu belasten. Der Dienst‐
leistungsbetriebsstättenbegriff  soll  vor  allem  die  Tatsache  widerspiegeln,  dass  die 
Nutzer und deren geleistete Arbeit massgebend für die Erwirtschaftung der Einkünfte 
der digitalisierten Unternehmen sind.1358  






























Um  festlegen  zu können, wo  sich der Ort der Gerätenutzung befindet, hat die EU‐
Kommission in Art. 6 Abs. 6 RL‐Digitale Wirtschaft geregelt, dass die Ortbestimmung 
der Gerätenutzung anhand der  Internet‐Protokoll‐Adresse  (IP‐Adresse) des Gerätes, 
oder,  falls  dies  genauer  ist,  über  eine  andere Methode  der Geolokalisierung  zu  be‐
stimmen sei.1361 Unter dem Begriff der Internet‐Protokoll‐Adresse versteht man eine 



















Online‐Shop  Waren  ein,  die  er  weiter  vom  Staat  C  aus  verwendet.  Wird  die  IP‐
Adresse  des  von Caius  für  den  Einkauf  verwendeten Geräts  als Anknüpfungspunkt 
genommen, liegt die Quelle der Einkünfte im Staat B.  
Die  digitalisierte  Welt  hat  zu  einer  Aufweichung  der  Landesgrenzen  geführt.  Die 
digitalen  Vorgänge  sind  so  dynamisch,  dass  die  herkömmlichen  steuerrechtlichen 
Anknüpfungspunkte  wie  die  physische  Präsenz  nicht  mehr  zeitgemäss  erscheinen. 
Eine Anknüpfung an dem Ansässigkeitsstaat ist daher auszuschliessen, denn die Mo‐
bilität  stellt  eine  der  wesentlichen  Eigenschaften  der  digitalen  Wirtschaft  dar,  die 
auch die Nutzer betrifft. Die Nutzer können nicht nur von zu Hause,  sondern auch 












hat  Caius  die  Infrastruktur  dieses  Staats  verwendet.  Dem  Staat  B  steht  daher  das 
Recht zu, eine Gegenleistung für die Infrastrukturnutzung durch Caius zu verlangen. 
Es  ist  damit  gerechtfertigt,  dem  Staat  B  das  Besteuerungsrecht  zuzuweisen,  denn 
gemäss Nutzenprinzip versteht  sich die Steuer als Gegenleistung  für die  staatlichen 
Leistungen. Die Anknüpfung  an die  IP‐Adresse  eines Gerätes begünstigt  ausserdem 




































wenn  eine Dienstleistung  in  einem  anderen  Staat  durch  eine  natürliche  Person  er‐
bracht wird, die  sich  in diesem Staat mehr als  183 Tagen  innerhalb eines Zeitraums 
von 12 Monaten aufhält und mehr als 50% der dem Unternehmen in diesem Zeitraum 
aus  aktiver  Geschäftstätigkeiten  zuzurechnenden  Bruttoeinnahmen  erzielt.1373  Mit 
anderen  Worten  ist  einen  steuerrechtlichen  Anknüpfungspunkt  in  einem  anderen 











das  Geschäftsmodell  der  Online‐Werbung  ihre  Einkünfte  erzielen,  werden  immer  als 
Dienstleistungsbetriebsstätte  qualifiziert.  Dieser  50%‐Schwellenwert  wird  jedoch  auch 
diejenige  Startup‐Unternehmen  umfassen,  die  ihre  Einkünfte  hauptsächlich  online  er‐
wirtschaften. Das neue Konzept der Dienstleistungsbetriebsstätte soll Bagatellfälle ausser 
Acht lassen und die Startup Unternehmen nicht unnötig belasten.1375 Die reine Anwen‐











Staat  ansässigen Nutzer  dem  online  tätigen Unternehmen  digitale Dienstleis‐
tungen erbringen, die innerhalb eines Geschäftsjahrs in diesem Staat zur Erwirt‐
schaftung  von  50%  des Umsatzes  des  betroffenen Unternehmens  führen.  50% 
des Umsatzes müssen mindestens CHF 10'000'000 betragen.» 
Der  auf  CHF  10'000'000  angesetzte  absolute  Betrag  stellt  nur  einen Vorschlag  dar. 
Richtigerweise  erfasst  die  obige  Definition  auch  rein  online  tätigen  Unternehmen. 













nehmen  A  hat  50%  seines  Umsatzes  (d.h.  CHF  30'000'000)  aus  den  physischen 
(Rechts‐)Geschäften  und  die  restlichen  50%  (d.h.  CHF  30'000'000)  aus  den  online 
(Rechts‐)Geschäften  erwirtschaftet.  Das  Unternehmen  B  hat  dagegen  70%  seines 
Umsatzes  (d.h. CHF  70'000'000)  aus  den  physischen  (Rechts‐)Geschäften  und  30% 
seines Umsatzes  (d.h.  CHF  30'000'000)  aus  den  online  (Rechts‐)Geschäften  erwirt‐














































der  Betriebsstätte  um  ein  seit  Jahrzehnten  bekanntes  Prinzip  handelt,  zeigen  sich 
auch bezüglich der Prinzipien der Verlässlichkeit und Verständlichkeit keine Proble‐
me.  Aufgrund  der  zeitlichen  Grenzen  spricht  ferner  das  Konzept  der  online‐
Dienstleistungsbetriebsstätte auch  für den Grundsatz der Wirksamkeit und Fairness. 
Der absolute Betrag  in Höhe von CHF  10'000'000 deckt sich weiter mit dem Prinzip 
der  Flexibilität  im  Lichte  der  heutigen  bestehenden  Geschäftsmodelle.  Es  ist  nicht 
auszuschliessen,  dass  diese  absolute  Betragsschwelle  aufgrund  der  rasanten  Fort‐
schritte der  IKT  sowie der unaufhaltsamen Entwicklung der digitalen Wirtschaft  in 
einer nahen Zukunft obsolet wird. Einen Schwellenwert kann man objektiv kaum  je 
exakt erklären. Er bleibt stets ein Stück weit willkürlich. Dennoch dient er der Rechts‐
sicherheit  und  schafft  schnell Klarheit. Dieser Gedankengang  bezieht  sich  auf  «die 
Lehre der einfachen Problemlösungen»,1377 d.h. auf die Heuristik.  In der Praxis  ist es 
nicht möglich, alle Interessen in allen vorhandenen Fällen vollumfänglich zu decken. 
Infolgedessen  beruft  man  sich  auf  die  Heuristik,  die  bestimmt,  dass  die  schnellste 
















Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft  erscheint  die  Anpassung  des  Konzepts  der 
Dienstleistungsbetriebsstätte als eine der praktikabelsten Optionen.1379 Das Konzept 



























Das  internationale Steuerrecht  sieht bei der Gewinnabgrenzung  von Betriebsstätten 
die Anwendung von Gewinnzuordnungsregeln auf Basis der Funktionsanalyse und des 
Fremdvergleichsgrundsatzes  vor.1382  Dabei  wird  für  die  Gewinnzuteilung  auf  dem 
Gebiet der digitalen Wirtschaft die Ansicht vertreten, dass weder die Gewinnzuord‐





























des  Bundesgerichtsurteils  vom  11.  November  1915.  Dieses  Urteil  hat  sich  mit  der 










Urkantone  ausgeschlossen.  Gestützt  auf  die  neue  Doppelbesteuerungspraxis  des 

















































ten mit  der Welt  der  digitalen Wirtschaft  auf.  Einer  der  bedeutendsten  Sätze,  der 
diese Ähnlichkeit zeigt, ist Folgender:1397 
«[...] die Seefläche  sei nicht  eine  ständige körperliche Anlage oder Einrichtung 
[...], und die Länge der auf dem See befahrenen Strecke sei auch nicht abhängig 
von der Grösse der zum einzelnen Kanton gehörenden Fläche.» 








andere Option wäre  ein Bezug  auf die  in dem  betroffenen  Staat  erhobenen Daten. 







von	Daten,	 Informationen	und	Dokumenten.	Damit	 lassen	 sich	Transaktionen	und	komplizierte	
Abläufe	durchführen,	verifizieren	und	automatisieren»	(KALTOFEN	THOMAS,	Die	Grundlagen	von	
Blockchain,	 Hintergründe	 und	 Anwendungsszenarien,	 abrufbar	 unter:	 <https://www.
computerwoche.de/a/die‐grundlagen‐von‐blockchain,3330054>,	 letzter	 Besuch	 am	 30.	 Juni	
2018).	Diese	Technologie	kann	somit	dazu	dienen,	die	Datentransaktionen	bzw.	den	Datenzu‐
fluss	 zu	 kontrollieren	 und	 folglich	 zu	 bemessen.	 Es	muss	 auch	 beachtet	werden,	 dass	 diese	
Technologie	 hochsicher	 ist	 (ausführlicher	 dazu	 u.a.	 KALTOFEN	 THOMAS,	 Die	 Grundlagen	 von	
Blockchain,	 Hintergründe	 und	 Anwendungsszenarien,	 abrufbar	 unter:	 <https://www.
















für  die  digitale Wirtschaft  entscheidend –  durch  die  (un‐)bewusste Übergabe  ihrer 
Daten, durch ihre Aufmerksamkeit, durch das Angebot ihrer eigenen Person auf dem 
Markt, durch ihr eigenes Verkäuferhandeln. Die These, dass die Nutzer das intellektu‐
elle Element  für die Erwirtschaftung der Einkünfte  sind,  ist daher gerechtfertigt.1402 
Mit  anderen Worten  bilden  die Nutzer  einen  steuerrechtlichen Anknüpfungspunkt 




















dellen und  trägt den Nutzern  sowie dem Marktstaat Rechnung.  Im Gegensatz  zum 
geltenden Konzept  der Dienstleistungsbetriebsstätte  ist  allerdings  nicht  das  dienst‐
leistende  Unternehmen,  sondern  der  Nutzer  massgeblich.  Die  These,  wonach  die 
Nutzer  den  Unternehmen  der  digitalen  Wirtschaft  eine  Dienstleistung  erbringen, 
stützt sich auf das schweizerische Mehrwertsteuerrecht, auf den Begriff der digitalen 
Dienstleistung  der  EU‐Kommission  und  auf  die  Tatsache,  dass  das Vorliegen  einer 









bringung  dieser  digitalen  Dienstleistungen  innerhalb  eines  Geschäftsjahrs 
CHF 10'000'000 übersteigt.» 

































die  Besteuerung  der  digitalen  Wirtschaft  nachgegangen.  Anschliessend  wurde  im 
dritten Teil ein neuer Begriff der Quelle formuliert sowie ein neues Besteuerungsmo‐





rierender  Steuergewalten  zugewiesen und  gegeneinander  abgegrenzt werden 
kann,  ist  in Lehre und Praxis offen und bedarf  folglich der Klärung. Von Be‐
deutung  ist,  dass  die  Beantwortung  dieser  Frage  nicht  nur  das  Steuerrecht, 
sondern  auch  das  allgemeine Völkerrecht  sowie  die Volkswirtschaft  betrifft. 
Heutzutage wird der Parallelismus zwischen Welteinkommensbesteuerung ei‐
nes Ansässigen und Quellenbesteuerung eines Nichtansässigen von (fast) allen 
staatlichen  Steuersystemen  vorgesehen  und  durchgesetzt.  Während  für  das 
Welteinkommensprinzip die persönlichen Beziehungen zu einem Staat mass‐
gebend  sind, bezieht  sich die Besteuerung nach dem Quellenprinzip  auf die 
Herkunft der Einkünfte. 
 Wollen die Staaten  ihre Besteuerungsansprüche auch auf ausländische Wirt‐
schaftsvorgänge  und Vermögenswerte  erstrecken, muss  eine  genügend  enge 






















che physische Präsenz  eine massgebende Rolle  spielt, um  sowohl Handel  zu 
treiben  als  auch  Leistungen  zu  erbringen.  Die  Eigenschaften  der  digitalen 


















lektuelle  Element,  das  für  die  internetbezogenen  Unternehmen  erforderlich 
ist, um Wertschöpfung zu verwirklichen sowie Einkünfte zu erzielen. 
 Durch die  (un‐)bewusste Übergabe  ihrer Daten, durch  ihre Aufmerksamkeit, 
durch das Angebot der eigenen Person, durch das eigene Verkäuferverhalten 
und durch den Erwerb von Produkten und (Dienst‐)Leistungen sind die Nut‐
zer  für  die Unternehmen  der  digitalen Wirtschaft  entscheidend. Die Nutzer 













 Nach  geltendem  Konzept  der  Dienstleistungsbetriebsstätte  sind  die  Unter‐
nehmen als Dienstleistungsbetrieb einzustufen, wenn  sie eine Dienstleistung 
in  einem  anderen  Staat  erbringen. Das Konzept der Dienstleistungsbetriebs‐
stätte  auf dem Gebiet der digitalen Wirtschaft bezieht  sich dagegen  auf den 













 Aus  dem  Dargelegten  ergibt  sich  folglich  folgender  Begriff  der  online‐
Dienstleistungsbetriebsstätte: «Eine Dienstleistungsbetriebsstätte liegt in einem 
Staat vor, wenn die in diesem Staat ansässigen Nutzer digitale Dienstleistungen 







messungsgrundlage  für  die  Zuteilung  der Gewinne  zwischen  sämtlichen  be‐
troffenen Staaten darstellen. Die Anwendung der Blockchain‐Technologie oder 













die Ausbildung  zur  eidgenössisch diplomierten  Steuerexpertin.  Seit  2018 bin  ich  als 
Steuerberaterin bei Tax Partner AG Zürich tätig und konzentriere mich auf die Steuer‐
beratung von internationalen Unternehmungen und Privatpersonen. 
